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Landtages notwendig. Ich bitte diejenigen,die dem An¬
trage des Aeltestcnausschussesentsprechen wollen, sich
zu erheben. — Auch das ist die erforderliche Mehrheit.
Es ist so beschlossen.

Für die folgenden Tage ist zunächst folgende Dis¬
position getroffen worden: Nach der allgemeinen Aus¬
sprache über den Etat am Dienstag soll der Mittwoch
für die Ausschußsitzungenund die Fraktionsbesprechun¬
gen vorbehalten bleiben. Eine Plenarsitzung wird also
am Mittwoch nicht stattfinden. Vielmehr ist dieser Tag
ausschließlichden Fachausschüssenund deu Fraktionen
vorbehalten. Zu welcher Stunde wir am Donnerstag
wieder beginnen werden, steht noch uicht fest. Der
Aeltcstenrat hatte zunächst vorgeschlagen,um 11 Uhr
diese Sitzung bcgiuucn zu lasse», damit vorher eine
Sitzung des Provinzialausschusses stattfinde» tonne.
Aus der Mitte des Provinzialausschusses ist aber der
dringende Wunsch geäußert worden, hier eine Ver¬
schiebung in der Weise stattfinden zu lassen, das; das
Plenum etwa um 9 oder 9^ Uhr am Donnerstag be¬
ginnt und die Sitzung des Provinzialausschusses iu deu
Nachmittagsstunden stattfindet. Der Herr Vorsitzende
des Provinzialausschusses, der mir diese Anreguug
übermittelt und sie unterstützt hat, ist im Augenblick
nicht da. (Zuruf des Abgeordneten Haas: Ich bitte
ums Wort!)

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Wenn am Mittwoch die

Ausschüssetageu und die einzelnen Etats bespreche»,
dauu wäre es doch dringend notwendig, daß am
Donnerstagvormittag die Fraktiouen noch zusammen¬

treten tonnen, um die Berichte aus den Ausschüssen
entgegenzunehmen. Aus diesem Grunde bin ich der
Meinung, daß wir auch ohne Rücksicht auf den Pro«
viuzialausschuß am Donnerstag um 11 Uhr mit unserer
Tagung anfangen sollten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das scheint mir auch
zweckmäßig zn sein. Wir würden dann allerdings am
Dunnerstag im Plenum wahrscheinlichnnr ein kleines
Pensum erledigen tonnen, denn der Provinzialaus-
schuß muß uubedingt an diesem Tage zusammentreten.
Ich glaube, wir können es dem Herrn Vorfitzenden
des Provinzialausschusses überlassen, wie er die Dis¬
positionen für den Ausschuß trifft. Wir würden also
Donnerstag nm 11 Uhr zusammentreten. Im übrigen
wird sich dann unser Pensum Wohl Donnerstag, Frei¬
tag und allenfalls Samstag erledigen lassen.

Wann der Provinzialausschuß zusammentritt, geht
mich nichts an; das muß der Vorsitzende des Pro¬
vinzialausschussesselbst bestimmen.

Es ist mir noch mitgeteilt worden, daß ich verkünden
soll, daß das Zentrum heute um ^!3 Uhr Fraktions-
sitzuug hat. Ich bitte, davon Kenntnis zn nehmen.

Wird sonst in dieser Sitzung noch das Wort ge¬
wünscht? Das ist nicht der Fall.

Die Drucksacheu siud jetzt fertig. Ich bitte dann den
Gcschäftsordnungsansschuß und den Wahlprüfungs¬
ausschuß, um Puukt 2 Uhr zusammenzutreten.

Die Sitzung ist auf 15^ Uhr vertagt.
(Schluß: 13 Uhr 10 Minuten.)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Montag, den 7. April 1930.

(Beginn: 1« Uhr 2N Minuten.)

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht des Herrn Landeshauptmanns über den

Haushaltsplan und die damit in Verbindung
stcheudeuVorlagen.

3. Antrag des Wahlprüfnugsausschusses zu den Be¬
richten und Anträgen des Provinzialausschusses,
betr. deu Eintritt neuer Mitglieder in den Pro¬
vinziallandtag.

1. Antrag des Gcschäftsordnnngsausschusscs,betr.
») Neufassung der Geschäftsordnung für den Pro¬

vinziallandtag,

K) Antrag der Fraktion der Nationalsozialistischen
Deutschen Arbeiterpartei auf Erhöhung der Zahl
der Mitglieder der Provinzialkummissionen.

VorsitzenderDr. Iarres : Die Sitznng ist eröffnet.
Schriftführer für diese Sitzung sind die Herren Ab¬
geordneten Koenzgcn und Hauck.

Es sind noch folgende Anträge der Fraktion Christ¬
licher Noltsdienst und Btmevnpartck eingegangen, be¬
treffend :

Herabsetzung der Zinsen für die landwirtschaftlichen
Darleihe», beschleunigte Durchführung eines Reichs-
gcsctzes über die Wandorcvfürsorge,
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Zuschuß für das Tuberkulose-Tilgungsverfahren,
Ueberweisungder Fürsorgekinder möglichst in Familien-
Pflege,

Aenderung der Ortsklasscneinteilung für die Ge-
haltsbezügc der Provinzialbeamten,

weitere Uebernahme von Kreis-, Stadt- und Ge-
meindewegcnneben den heutigen Provinzialstraßcn,

weitergehende Förderung der Zusammenlegung der
Wasserleitnugsbauten,

Straßenbauuntcrstützuug aus der Wcsthilfe,
Bereitstellung von Mitteln zur Bekämpfung von

Schmutz-und Schundliteratur, Heilighaltung des Kar¬
freitags und des Eronleichnamstages,

endlich ein Antrag, bei der rheinischen Funkubcr-
tragung dafür einzutreten, baß Sonntags morgens so¬
wohl eine evangelische wie eiue katholische Morgenfeier
»nd bei Eintritt der Dunkelheit eine kurze Andacht
beider großen Konfessionenübermittelt werde.

Dann ein Antrag der kommunistischen Fraktion:
»Der Provinziallandtag wolle beschließe»,den zur

Zeit unbesetzten Posten des Leiters der Abteilung
Jugendpflege und Fürsorgeerziehung nicht mehr zu
besehen."

Diese Anträge werden den zuständigen Fachaus¬
schüssenüberwiesen, womit ich Sie einverstanden halten
darf.

Ich darf bemerken, daß von den bis heute ein-
Negangenen^ Anträgen 2(1 Anträge, nnd zwar unter
Drucksachen 38 bis 58, bereits auf den Plätzen verteilt
Ü"d. Die übrigen Anträge werde» voraussichtlichnoch
nn Laufe dieser Sitzung zur Verteilung gelangen.

Wir treten dann in die Tagesordnung ein:
Bericht des Herrn Landeshauptmanns über den

Haushaltsplan und Äie damit in Verbindung stehenden
Vorlagen.

Ich erteile dem Herrn Landeshauptmann das Wort.
Landeshauptmann Dr. H ° rion : Meine sehr ver¬

ehrten Damen und Herren! Ich habe heute tue Ehre,
zum ersten Mal vor dem ncugewähltcn Provlnzml-
landtagc den Haushaltsplan uud die Vorlagen des
Provinzialausschusscszu vertreten. Es liegt daher für
'"ich nahe, zunächst eiuen Blick zurückzuwerfenauf die
Arbeit des verflossene« Pruvinziallaudtages, der seit
°em Jahre 1926 in vier Sitzungsperioden über die Ent¬
wicklung der rheinischen Selbstverwaltung entschieden
W. Ich darf dabei wohl nicht nur im eigenen Namen,
°"dern auch im Namen des größten Teiles der gluei-

ncherweise zahlreichenDamen und Herren, die auch ocm
früheren Landtag schon angehört haben, sprechen, wenn
5' sage: Diese vier vergangenen Jahre Ware» eme
^sonders wichtige u»d a»ch erfolgreiche Periode unserer
Verwaltung. I» den davorliegenden Nachwegslahren
^r die Verwaltung hin- und hergeworfen durch die
Ereignisse: Besetzung, Passiver Widerstand Inflation
und vom Jahre 1926 kam dann die Beruhigung. Es

kam die Möglichkeiteines Aufbaues mit der Anpassung
an die neuen Zeitverhältnisse, es kam die Zeit, die wir,
damals wenigstens, wenn auch irrtümlicherweise, zu¬
nächst als restlosen wirtschaftlichenAufschwungbezeich¬
neten (Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Silber¬
streifen!) uud mit diesen äußeren glücklichenUm¬
ständen verband sich im Inueru der Verwaltung ein
vertrauensvolles Zusammenarbeiten zwischen den
drei Organen: Provinziallandtag, Provinzialansschuß,
Landeshauptmann und den ihm zugeordneten Be¬
amten, ein Vertrauen, für das ich für mich und meine
Herren Kollegen dem Provinzinllandtage und Pro¬
vinzialansschuß auch n,l dieser Stelle unseren Dank
zum Ausdruck bringen darf. Die Entwicklung dieser
Zeit zeigte zwar bei der Pruvinzialverwaltung nicht
die Ausdehnung ihrer Arbeitsgebiete nnd des finan¬
ziellen Umfanges ihrer Tätigkeit wie bei vielen son¬
stigen Selbstverwaltnngstörpern. Der Gesamthaus-
haltsplan der Provinz balancierte im Jahre 1927 mit
1N9 Millionen nnd in diesem Jahre mit 135 Millionen,
also eine Zunahme vou 23,85 Prozent. Der durch
Staats- und Proviuzinlstcucrn aufzubringende Betrag
stieg von 41^ Millionen auf 55 Millionen, also um
32,53 Prozent, und der Betrag der Provinzialnmlage
von 10 500 009 RM auf 12 200 000 RM. nlfo lim 16,19
Prozent. Das sind Steigerungssätze, die in keiner Weise
an Reich, Staat und Kommunen heranreichen. Wie
sehr aber diese bescheidenenSteigerungen durch die
Verhältnisse erzwungen waren, dafür möchte ich uur
auf zwei Zahleu hiuwcisen: Das ist einmal eine Zahl
aus dem wirtschaftlichenVerwaltnngsgebietc der Pro¬
vinz, nämlich die völlige Umwälzuug des Proviuzial-
straßcuvcrkchrs durch das Auto. Im Jahre 1926 hatten
wir in der Rheinprovinz 17 000 Automobile und am
I. Juli 1929 72 000, Steigerung 52,2 Prozent. Die Aus¬
gaben für die Strnßeuuuterhaltuug stehen aber be¬
kanntlichdurchaus im gleichen Verhältnis zur Zahl der
Automobile, die die Straßen befahren. Dann noch eine
Tatsache aus dem sozialen Tätigkeitsgebiete der Pro¬
vinz: die Zahl der von uns unterzubringenden Geistes¬
kranken stieg von 11407 im Jahre 1926 auf 18 753 am
1. Oktober 1929, also um 28,7 Prozent. Wenn dabei,
zumal unter Berücksichtigungder inzwischendoch auch
eingetretenen Erhöhung des allgemeinen Teuerungs¬
index die Steigerung der Ausgaben des ordentlichen
Haushaltsplans und die Steigerung der Steuerein¬
nahme» der Provinz als bescheiden bezeichnet werden
kann, so muß das Bild aber eine Ergänzung finden,
auf die auch der Herr Oberpräsideut schon hingewiesen
hat, nnd zwar nicht z» sei»em Vorteil. Die Provinzial-
aulcihen siud gestiegen von 20 Millionen im Jahre 1926
auf 61 Millio»e» bis heute, u»d sie solle» i» diesem
Landtage, nach der Vorlage des Proviuzinlausschusses,
um weitere 7>5 Millio»en vermehrt werden (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Leh: Hört, hört, es kommt immer
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besser!) und nach den Anträgen, die die Parteien ge¬
stellt haben, noch um einige weitere Zig-Millionen.
Mit diesen Zahlen können wir uns in etwa neben
anderen öffentlichenKörperschaftensehen lassen (Zurnf
des Abgeordneten l)i-. Leh: Das glaube ich, besonders
neben Köln!). Es wäre aber sehr unvollständig, unr
uach diesen äußereu Zahlen die Tätigkeit und die Be¬
deutung der Provinzialvcrwnltnng und der Verhand¬
lungen des abgelaufenen Pruvinziallandtages zn be¬
urteilen, vielmehr ist für dieses Urteil entscheidenddie
Beantwortung der Frage, ob die Provinzialvcrwaltnng
in dieser Zeit mit der Entwicklung der wirtschaftlichen,
kulturellen, sozialen und fürsorgerischeu Bedürfnisse
der Provinz Schritt gehalten hat. Daß dies im Nahmen
der zur Verfügung stcheudeuGeldmittel geschehen ist,
dafür will ich auf die Entwicklung der wichtigsten
Zweige der Verwaltung iu deu abgelaufenen ^ Icchrcu
hinweise». Zunächst die völlige Neugestaltung unseres
Straßenwcsens, in der wir ja jetzt noch immer begriffen
sind, vor allem der Bau vuu neuen Straßen und die
Inangriffnahme der Landcsplannngsmnßnahmen, so¬
dann die gegen früher weit intensiver betriebene För¬
derung der Landwirtschaft auf allen iu Betracht
kommendenGebieten, vor allem im landwirtschaftlichen
Schulwesen, die Bewilligung der Mittel für Huch-
wasserschutz, landwirtschaftlicheMeliorationen, Landcs-
knltnrprujektc,die Mitarbeit bei der landwirtschaftlichen
Siedelnng, bei der Umschuldung,bei der Förderung des
Klcinwohnuugswesens, sudau» die Ausgestaltung der
Landcsbauk, der Provinzialfeucruersicheruug nnd der
Provinziallcbcnsversichcrnng; auf sozialem und für-
surgerischem Gebiete die Ausgestaltung unseres Anstalts¬
wesens, die Beschaffung neuer Plätze für die Unter¬
bringung des Zuwachses au Hilfsbedürftigeu auf allen
Gebieten, die Durchführung des Gesetzes über die
Krüppelfürsurgc durch Errichtung der Pruvinzial-
Kinderheilanstnlt in Süchtelu nnd durch Hilfeleistung
beim Ausbau der notwendigen Privntanstalten; das
Zusammenarbeiten mit der freien Wohlfahrtspflege
und ihre Unterstützung, die Tätigkeit des neugebildeten
Landesjngcndamtrs auf nlleu Gebieten der Jugend-
Pflege »ud Iugeudfürsorge, iu deu letzte» Jahren ins¬
besondere ans dem Gebiete der Fürsorge für kinder¬
reiche Familien und der Ausbau des rheinischen
Iugeudheruergsnetzrs. Auf kulturellem Gebiete sind
zu nennen die Bestrebungen zur Erhaltung nnserer
rheinischen Denkmäler in Knust und Natur, die Zu¬
sammenfassung der Heimatmuseen nnd die Erhaltung
des wertvollen Archivschatzesunserer Provinz.

Wenn man diese Aufwärtsentwicklung der Verwal¬
tung an leitender Stelle in diesen Jahren mitgemacht
hat, so ist es schmerzlich, nunmehr sehen zu müssen, daß
darauf jetzt eiue Zeit strengster Zurückhaltung, eine
Zeit der Depression folgt. Aber diese Tatsache ist bei
der Proviuzialverwaltuug doch deshalb leichter zu er¬

tragen, weil sie nicht darin begründet ist, daß wir uns
etwa in der Vergangenheit übernommen haben und in
Ansgabcbewilligungen und Projekte» ins Uferlose ge¬
gangen sind, sondern die Notwendigkeit, jetzt zurück-
zustuppcu, ergibt sich daraus, daß öffentliche Verwal¬
tung und private Wirtschaft aufs engste miteinander ver¬
bunden sind (Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Hört,
hört!), und daß aus dem Niedergang uud Zusammen¬
bruch der privaten Wirtschaft daher, sei es zwangs¬
weise, sei es freiwillig, auch die Folgerungen für die
öffentliche Wirtschaft gezogen werden müssen (Zuruf
des Abgeordneten l)i. Ley: Endlich!). Ich habe daher
uci meinen Etatsreden in früheren Provinzialland-
tagen zu Beginn einen Ueberblick über die wirtschaft¬
liche Entwicklung des vergangenen Jahres und den
augeublicklichcn Stand gegeben,um daraus den Hinter¬
grund zu gcwinueu, auf dem die öffentliche Verwaltung
und auch der Haushaltsplau der Provinzialvcrwllltung
aufgestellt werden mußten. In diesem Jahre ist das
Bild von einer bedauerlichenKlarheit nnd Einfachheit.
Früher war es vielfach nötig, günstige und ungünstige
Momente gegeneinander abzuwägen uud hinterher
einen Durchschnitt zn suchen. Das ist jetzt nicht mehr
der Fall, vielmehr sehen wir nnch allen Seiten nur
Rückgangbis zum völligen Zusammcnbruch.Allerdings
wurden von dem Rückgang der Konjunktur die ein¬
zelnen Gebiete uud Iudustriezweige der Rheinprovinz
in verschiedenem Grade betroffen. Verhältnismäßig am
wenigstenungünstig ist noch die Eutwicklung des Berg¬
baues uud der Großeiseuinonstrie gewesen. Neide wiesen
sogar nm die Iahrcsmitte 1929 besonders stattlichePro¬
duktionsleistungen auf, mit denen sie die Arbcitsver-
luste des harten Winters und der seinerzeitigen Aus¬
sperrung in der Großeisenindustrie wieder einholten.
Ueberdies kam ihueu die hohe Aufnahmefähigkeit der
Auslandsmärkte zustatten. In der zweiten Jahreshälfte
machte sich dann aber auch in der Schwerindustrie der
Abstieg der Konjunktur bemerkbar. Die Anspannung
an den in- und ausländischen Kreditmärkten verstärkte
die wirtschaftlichenSchwierigkeiten.Immerhin konnten
Bergban nnd Großeisenindustrie ihre Produttions-
uud Absntzziffern,soweit das Gebiet der Rheinprovinz
in Betracht kommt, gegenüber 1926 erhöhen nnd da¬
durch eiue verhältnismäßig günstige Meugen-, wen»
auch uicht Gewinntonjunktur, erzielen. Wesentlichun¬
erfreulicher war die Lage in anderen wichtigen In¬
dustriezweigen der Rhcinprovinz, so in der Textil¬
industrie, vor allem im Gladbachcr Bezirk, im Be¬
kleidungsgewerbe, der Lederindustrie, im Maschinen¬
bau, iu der Eiseu- und Stahlwarenindustric, der
Steinindnstric. Am schlimmste»»nd ganz katastrophal
war aber die Lage der rheinischen Landwirtschaft und
des Weinbaues. (Zustimmung.) Gerade die rheinische
Landwirtschaft hatte dnrch die Kälte des letzten Win¬
ters, im Verhältnis zu ganz Deutschland und Preußen,
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besonders großen Schaden erlitten. Die dennoch er¬
zielte mengenmäßig günstige Ernte verlor aber
jede Bedeutung durch die Entwicklung der Prc,sc,
die weit unter die Produktionskosten fielen. Der
Neichsindex für pflanzliche Nahrungsmittel ging von
'42 im Jahresdurchschnitt 1328 auf 126 im Dnrchschmtt
1329 zurück und ist inzwischenweiter auf 109 gesunken
(Zuruf eines konmünnistischenAbgeordneten: D'c Grund¬
preise sind aber gestiegen!). Einzelne Getreidepveise
notierten Ms vor kurzem noch, unter 'dem Vorkriegsstand.
Zeitweilig waren Getreide sowie mancheViehproduttc
wie Milch und heute noch Wein, trotz der weit unteren
Produktionslosten!Iliegcn!deulProise«in!fachunverläuslilch,
Vs ergibt sich daraus mit Notwendigkeit, daß der
Bauer am Ende des Jahres trotz fleißigsterArbeit mcht
nur uichts verdient hat, sondern ärmer ist als am An¬
fang (Zustimmung rechts uud im Zentrum. Zuruf
Nnts: Die Arbeiter auch!). Das zeigt sich dann m der
Zunahme der Verschuldung der Landwirtschaft, tue m
der Nheinproviuz auch im Jahre 1929 wieder um
weitere 50 Millionen zugenommen und emen Ge¬
samtbetrag von 713 Millionen erreicht hat (Hort l,o«.
rechts). Die besondere Notlage in den klimatisch un-
Minstigeu Gebieten der Gifel, des Hunsrucks des
Westcrwaldes,auf die auch der Herr Oberprastdenthm-
newiescuhat, ist uicht uur bcstchcugeblieben, sondern
vielleicht uoch größer geworden. Wenn ich vor zwe,
Jahren an dieser Stelle den aus diesen, Notstand her.
vorgehenden körperliche» uud gesundheitliche»,mate¬
riellen uud kulturelle,, Tiefstand der Bewohner dn er
Gebiete kennzeichneteals einen fünften Stand dessen
soziale Gesnmtlage weit unter der Lage der Arbeits¬
lose» der Großstädte liegt, so trifft das auch heute noM
nnndestens iu dem gleichen Maße zn. (Zustimmung.)

Damit komme ich zu den, zweiten hervorstechenden
Merkmal unseres wirtschaftlichenTiefstandes, zu °er
Arbeitslosigkeit. Das Jahr 1929 begann schon inf^N
der ungewöhnlichen Kälte mit der überaus hol, u
Ziffer vou 270 U00 Unterstütztcn in der Arbeckslosc,,.
"nd Krisennuterstütznng. Zum Vergleichueune nh da¬
neben die Zahl vou 70 000 i», Jahre 1926. B,s August
wlgte dauu eiu R.ickgaugauf 128 000. M,t den, Nck -
""ng ms Jahr 1930 uud besonders i,„ Januar u„°
F'bruar »ahn, die Gutwicklungaber einen krisenhafte
Charakter an. Trotz des milden Winters st,eg die Zahl
">f Wer ^ Million (Znrnf des Abgeo^neten U, L h.
Also ist es nicht die Kälte!), und was das Veden ä
'st, sie ist nicht etwa saisonhaft bedingt, so daß man hr
baldiges Zurückgehe,,erwarte,, könnte - das zeig M
">ch an der schwachen Abnahme in den letzten Wochen

' souderu sie ist im wesentlichenko„l»"twrell beding
und verspricht daher eiue weit längere D"'"- M
^sonders chronisch ist sie aber zu beurteüe,, s^e,t s,
U' der ueue» Struktur des heutigen Wirtsch°fts.
^ozesses bedingt ist (Zuruf des Abgeordueteu Nohl.

und in der Profitsucht der Unternehmer!), wie sie durch
die Rationalisierung, die seit den Jahren 1925/26 ein¬
geleitet worden ist, sich darstellt. So hat sich eine
Dauerarbeitslosigkeit herausgebildet, die einmal die
öffentlichen Finanzen in der schwersten Weise bedrückt,
und zwar nicht nur die Fiuauzlage der Arbeitslosen-
versicherung,souderu auch die Finauzcn der Stadt- und
Landkreise, vor allem der Städte, dadurch, daß bei
längerer Dauer der Arbeitslosigkeit die Arbeitslose,,
immer mehr aus der Unterstützuug der Arbeitsloseu-
versichcruugausscheidenund im Wege der Wohlfahrts¬
pflege unterstützt werden müssen. In der Rheinprovinz
haben wir nach der letzten Statistik 43 000 arbeit¬
suchendeWohlfahrtsunterstützungsempfäuger, in Köln
beispielsweiseallein 8000, in Essen 6000, in Düsseldorf
5000. Das Schlimmstesind aber die Folgen für die von
dieser Danerarbeitslusigkeit Betroffenen, die Gefahr
der Arbeitscntwühnuug, vor allein bei den Jugend¬
lichen; 35 000 Hauptuntcrstützungsempfänger unter 21
Jahren waren am 31. Januar in der Rheinprovinz.
Besonders bedenklich ist die Tatsache,daß die Zahl der
Notstaudsarbeitcr fast völlig verschwindet; wir haben
in der ganzen Rhcinprovinz nach der letzten Statistik
bei der großen Grwerbsloseuziffer nur noch 1687 Not¬
staudsarbeitcr. Es wird unmöglichsein, diese vom Reich
jetzt betriebene Politik der fast völlige» Einstellung der
produktiven Grwcrbslosenfürsorgc beizubehalten (Sehr
richtig! rechts). So lange die Zahl der Erwerbslosen
eine so außergewöhnlicheHöhe hat, muß — uud zwar
weniger im Interesse der Ersparnis an Arbeitslosen-
unterstützuug oder zur Schaffuug produktiver Werte,
beides ist bei der produktive,, Erwcrbsluseufürsorge
vielfach sehr problematisch zu beurteile,, ^- vielmehr
vor allem im Interesse der Arbeitslosen selbst und ba¬
nnt der Zukunft uuscrcs Volkes versucht werden,
wenigstens einem Teil der Arbeitslosen durch Arbeits¬
beschaffungdie Arbeitslust und Arbeitskraft für eine
bessere Zukuuft zu erhalten. (Zustimmung rechts. Zu¬
ruf des Abgeordueteu Nohl: Aber Tariflöhne zahlen,
nicht solche Huugerlöhne wie jetzt!)

Auf diese wirtschaftlicheNotlage der Rheinproviuz
muß iu diesem Jahre an dieser Stelle mit um so größe¬
ren, Nachdruck hingewiesen werden, als man sonst,
wenn man die Aeußerungen unserer Reichs- und
Stantsrcgieruug, unserer Parlamente und die Titel-
übcrschriftcu der Zeitungen iu der letzten Zeit liest,
wohl annehmen tonnte, daß hier im Westen alles in
bester Ordnung uud nur im Osten eine ungeheure Not
vorhaudcu wäre, der ganz Deutschland zu Hilfe eilen
müßte. Dn diese Stimmung „nd die daraus gezogenen
Folgerungen gerade auch für den Haushaltsplan der
Provinzialverwaltnng, vor allem für die Aussichten
der Zukunft von entscheidenderBedeutung sind, muß
darüber noch ein besonderes Wort gesagt werden. Wir
sind iu Deutschland eiue Schicksalsvcrbuudenheit
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zwischen Ost und West, und gerade die beiden äußersten
Enden, Nheinprovinz und Ostpreußen, füllen und
müssen zusammenhalten und der Stärkere muß dem
Schwächerenhelfen. Zweifellos sind wir hier im Westen
die wirtschaftlich Stärkeren, infolgedessenstellt sich diese
Hilfeleistung gewissermaßen als ein Transferproblcm
dar, das Problem, in welchem Maße es angängig ist,
die Mittel des Westens nach dem Osten zn überführen.
Das Maß des Möglichen wird aber leicht verkannt,
wenn sich die Ansicht festsetzt, daß nur im Osten eine
Notlage vorhanden sei und im Westen, vielleichtabge¬
sehen von einigen Grcnzbczirkcn, unerschöpfliche Hilfs¬
quellen seien nnd alles in bester Ordnung sich befände.
Soweit es sich um die nationale Seite handelt, ist es
ja für uns hier im Westen durchaus ehrenvoll, wenn
anerkannt wird, daß nationale Gefahren in weit größe¬
re,» Maße zur Zeit im Osten als im Westen bestehen.
Aber auch hier darf nicht übersehen werden, daß wirt¬
schaftliche Notstände in den Grenzgebieten, besonders
wenn sie mit wirtschaftlichem Wohlstand nnf der
anderen Seite der Grenze einhergchen, auch leicht
nationale Gefahren nach sich ziehen können, vor allem,
wenn man bedenkt, daß auf diesem Gebiete ja uicht
mit Jahren, sundern mit Jahrzehnten und Jahr¬
hunderten gerechnetwird. Sehen wir, was das Deutsch¬
tum in dieser Hinsicht in den letzten Jahrhunderten im
Westen verloren hat, so darf auch die nationale Be¬
sorgnis ihr Auge von dem Westen nicht völlig ab¬
wenden. (Sehr richtig! rechts.)

Aber nnn der Vergleich der wirtschaftlichen Not.
Ganz gewiß ist sie im Osten sehr groß. Aber eines darf
nicht übersehen werden: einmal die besonderen Not¬
stände, die durch Besatzung, passiven Widerstand und
neue Grenzziehung, Konzentration der wirtschaftlichen
Betriebe nach Mittcldeutschlaud hiu hervorgernfcn sind
und sich in dauernden Schädigungen des Wirtschafts¬
lebens auswirken, sodann aber ist auch die absolute
Zahl derjenigen, die von der Not betroffen werden, in
der Rheinprovinz und im Westen weit größer als im
Osten. Schwer ist hier ein Vergleich der Notlage der
Landwirtschaft zu ziehen; Zahlen stehen mir darüber
nicht Mr Verfügung. Aber es erscheintmir zweifellos,
daß bei der dichten Vesicdelung des Westens die Zahl
der notleidenden Kleinbauern größer sein wird als im
Osten. Klar tritt dies aber bei der Arbeitslosigkeit zu¬
tage. Zunächst liegen die relativen Ziffern der Rhein-
Provinz noch immer über denjenigen von Ostpreußen:
in der Rheinprovinz sind 8,6 Prozent der Bevölkerung,
in Ostpreußen 3,2 Prozent Empfänger von Arbeits¬
losen- und Kriscnuntcrstützung.Nun aber die absoluten
Zahlen: in Ostpreußen sind 73 000 Arbeitslose, in der
Rheinprovinz über ^ Million. Man bedenke, welche
Summe von Not und Elend in diesen Zahlen einge¬
schlossen ist. Mögen auch 10 Prozent — die Zahl ist

aber eher zu hoch als zu tief gegriffen — abzuziehen
seiu, die die Unterstützung zu Unrecht beziehen oder
trotz der Arbeitslosigkeit keine Not leiden (Zuruf des
Abgeordneten Nohl: Das ist eine unerhörte Unter¬
stellung!), dann bleibt aber noch immer übrig, daß hier
in der Rhcinprovinz über 200 000 Menschen mit ihren
Familien das bittere Brot der Arbeitslosenunter¬
stützung essen müssen (Zuruf des Abgeordneten Nohl:
Die müssen mit dem Gummiknüppel satt gemacht wer¬
den!). Das ist ein Heer von wirtschaftlichNotleiden¬
den, in dessen Existenz auch so große nationale Ge¬
fahren verborgen sind, daß hier Notstände bestehen, die
in ihrer Größe uud ihrer Bedeutung für die Allge¬
meinheit und für die davon Betroffenen die Notstände
des Ostens weit übertreffen. Besonders bedenklichist
auch, daß hier im Westen die Dauerarbeitslosigkeit mit
ihren schlimmen moralischenFolgen und damit auch die
Zahl der Wohlfahrtsuntcrstütznngsempfanger weit
größer ist als im Osten. Ich betone dabei nochmals:
wir gönnen dem Osten die Durchführung des wirtlich
großzügig gedachten Ostprogramms (Znrnf des Abge¬
ordneten Nohl: Liebesgaben für die Großagrarier!).
Nach den offiziösen Zeitungsmeldungen sind zunächst
330 Millionen vorgesehen fiir Maßnahmen der land¬
wirtschaftlichen Umschnldung, der Ncusicdeluug, der
Steuersenkung, der Instandsetzung von Altwohnnngen
in Stadt nnd Land, der Besserung der Verkehrswirt-
schaft, der Förderung der Elektrizitätsversorgung und
für kulturpolitische Maßnahmen: Van von Kanali¬
sationen, Wasserleitungen, Krankenhäusern und
Schulen, Kindergärten uud Kinderhorten. Zur Hebung
der Kultur der schulentlassenenJugend soll angestrebt
werden, daß jedes größere Dorf sein Wohlfahrtshaus,
verbunden mit Turnhalle nnd Sportplatz, erhält. Da¬
neben sollen das Volksbüchereiwesen,das höhere Schul¬
wesen durch Errichtung von Internaten nnd das
Vollsschulwcsen durch den Nenbau zahlreicher Volks¬
schulen gefördert werden. Darüber hinaus besteht dann
noch die Absicht, 700 Kilometer Straßenstrecken mit
einem Gcsamttostenaufwand von ruud 40 Millionen
RM auszubauen. Alle diese Aufwendungen werden
gemacht für eine Vcvölterungszahl weit kleiner als die
der Rheinprovinz, aber es soll uns freucu, wenn
Reichs- und Staatsregierung Mittel finden, um dieses
Ostprugramm durchzuführen. Nur drei Bedingungen
müsscu wir daran knüpfen: Die Notlage des Westens
darf nicht dabei übersehe» und auch zu ihrer Abhilfe
müssen Mittel zur Verfügung gestellt werden, und die
Durchführung des Ostprugramms darf nicht zur Folge
haben, daß der finanzielle Transfer von dem Westen
zum Osten eineil Umfang annimmt, der die Not des
Westens noch vergrößert, und vor allem: die Hilfe¬
leistung muß aus allgemeinen Mitteln des Reiches und
des Staates gegeben werden und darf nicht, wie bei der
Oftprcußenhilfe des letzten Jahres, auf Kosten der
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übrigen preußischen Provinzen und damit in erster
Linie auf Kosten der Rheinprovinz erfolgen.

In dem Kampfe der verschiedenen Gebiete Preußens
um Anerkennung der größten Notlage uud um die
nrüßtmöglichsteBerücksichtigungaus zentralen Mitteln
meldet sich nun aber in der letzten Zeit noch ein
anderer angeblich Notleidender, dessen Ansprüche wir
nicht so leicht anerkennen können, das ist die Stadt
Berlin. Ihr Oberbürgermeister hat in der Sitzung des
Staatsrats vom 20. März 1929 von einer „unerhörten
Benachteiligung" der Stadt Berlin bei der Stenerver-
teiluug insbesondere auch bei der Verteilung der Kraft¬
fahrzeugsteuergcsprocheuund die kühnen Worte hinzu¬
fügt: „Ich mache den Staatsrat vielleichtnoch recht¬
zeitig darauf aufmerksam, daß die Unzufriedenheit in
Berlin, daß die VerdrossenheitBerlins Preußen gegen¬
über allmählich ein Maß annimmt, das gefährlich zu
werde» beginnt." (Heiterkeit.)

Also es wird mit nichts mehr und nichts weniger als
mit Separatismus Berlins gedroht, wenn seine finan¬
ziellen Wünschevom Staate nicht erfüllt werden. Auch
die mancherlei Schwierigkeiten der Berliner Verwal¬
tung in der jüngsten Zeit werden von den Vertretern
der Stadt gerne zurückgeführtauf die augeblich schlechte
fiuauzielle Vehandluug durch die Staats- uud Relchs-
regieruug, uud solche Aeußerungen haben auch schon
Zustimmung von Regierungsstellen gefunden. Auch
hier druheu deu Finanzen der Provinzen Gefahren,
darum auch hierüber uoch ein besonderesWort. Berlin
kann nicht leugnen, daß es bevölkerungspolitischnnd
Wirtschaftlich von der Arbeit des ganzen übrigen
Deutschlands lebt und ernährt wird. (Sehr gut!) D,e
Zahl der Sterbefälle iu Berlin übersteigt die Zahl der
Geburten. Berlin würde allmählich ausstcrben, wenn
uicht das übrige Deutschland für Berlin ständig Men¬
schen großzöge, ernährte uud ausbildete, die dann in
den Jahren, wo sie wirtschaftlicheWerte schaffenund
Steuerzahler sind, nach Berlin hinziehen und die
draußen gesammelte Kraft Berlin zugute kommen
lassen und so den Rückgang der Bevölkerung ver¬
ludern und die Steuertraft Berlins heben. (Zuruf:
Atte ist es mit Köln?) Aber noch mehr lebt wirtschaft¬
lich Berlin von der Provinz. Die Verwaltung des
Reichesuud vor allem Preußeus ist in Berlin in emer
Weise nnd in einem Umfange konzentriert, wie es ähn¬
lich in keinem Lande, auch uicht etwa in Frankreich nut
Paris, der Fall ist. Ständig tagen Parlamente mit
vielen hundert Mitgliedern, Reichstag, Landtag,
Neichsrat, Stcmtsrat, Rcichswirtschaftsrat, daneben alle
"'bglichen Ausschüsse.Verwaltungsräte, Beiräte, Ge¬
richtshöfe, nicht weniger als 83 solcher Ginrichtungen
°es Reiches zählt das Statistische Jahrbuch auf, ohne
die Einrichtungen Preußeus. Dazu kommen tue immer
Urößer werdeudeu Vcrwaltungsurganisationen der
tuwmuualeu Spitzenverbände, nnd die Schaffung neuer

Verwaltungsurganisationen des Reiches und Preußens
hört auch nicht auf. Ich erinnere nur an die in den
letzten Jahren neu hinzugekommenestreng zentralistisch
verwaltete Arbeitslosenversicherung. Auch die bestehen¬
den Vcrwaltuugsurganc dehnen sich iu ihrer Zuständig¬
keit immer weiter aus, vor allem durch die Fonds, die
sie zu verteilen haben. Hierhin wird beispielsweiseauch
gehören die Durchführung des Ostprogramms und des
Westprogramms. Dazu die Konzentration der Ver¬
waltung großer industrieller und finanzieller Unter-
uehmungeu in Berlin. Alles das bringt mit den da¬
durch bedingten ständigen Wallfahrten von Verwlll-
tuugsbeamteu nnd Deputationen nach Berlin riesige
wirtschaftlicheVorteile für die Stadt nnd einen großen
Geldzustrom. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Die
kriegen aber auch gcuug Zehrgeld niit auf die Pilger¬
fahrt!) Weuu man sieht, welche Mühe sich sonst eine
Stadt gibt, nm eine kleine Behörde zu bekomme»uud
von deren Verkehr etwas zu profitieren, und welche
Opfer die Stadt dafür bringt, so kann man ermessen,
was es bedeutet, weuu der Stadt Verliu alle solche
Dinge uucntgeltlich und in reichstemMaße in den
Schoß fallen. Eine iutercssautc Statistik zeigt folgen¬
des Bild: Unter Berücksichtigungder Einwohnerzahl
in Berlin und iu der Rheinprovinz ergibt sich, daß in
Berlin doppelt soviel Reichs-, Staats- nnd Kummunal-
bcamte und -angestellteleben als in der Rheinprovinz'
(Zuruf des Abgeordneten Nohl: Die sterben nicht aus!
Heiterkeit.), Beamte in leitender Stellung, und das
fällt aus verschiedenenGründen noch mehr ins Ge¬
wicht, sogar dreimal so viel! Für die im Bank- und
Vörsenwesen Tätige» beträgt das Verhältnis sogar 5
zu 1, uud bei einer ganzen Anzahl steuerkräftiger Be¬
rufe bzw. Stelluugeu ist das Verhältnis noch günstiger
für Berlin. Es würde daher der Gerechtigkeitdurchaus
entsprechen, wenn die Steuereinnahme« Berlins zu
einem großen Teil dem übrigen Deutschland, wo sie er¬
arbeitet werden, zugute kommen. Wenn aber bei dieser
Sachlage die Stadt Berlin noch besondere Berück¬
sichtigungaus Steuereinnahme«, etwa aus der Kraft¬
fahrzeugsteuer, verlangt, durch die sie günstiger als
andere Städte gestellt würde, oder Berücksichtigungbei
der Verteilung vou Staatsdotationen, so können solche
Ansprüche,die auf Kosten der übrigen Provinzen gehen
Würden, nicht scharf genug zurückgewiesen werden.
(Lebhafte Zustimmung.)

Weuu wir uns nun hier in der Rheinprovinz zur
Wehr setzen gegen eine Beeinträchtigung unserer finan¬
ziellen Lage durch andere Provinzen und Gebiete
Preußens, so wird uus iu Berlin, wie es der Herr
Oberpräsident schon angedeutet hat, immer eines ent¬
gegengehalten, nämlich die geringe Höhe unserer Pro-
viuzialumlagc. Es ist richtig, daß wir zur Zeit neben
Westfalen und Nassau die geringste Provinzialumlage
erhebe» u»d daß die Umlage i» Mittel- und Ost-
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deutschlaud vielfach das Dreifache unserer Prozent¬
sätze beträgt. Ein scheniatischer Vergleich ist aber hier
durchaus unberechtigt. In den Ostpruviuzen werden
viel mehr Aufgabe» durch die Pruvinzicilverwaltung
wahrgeuummcn, die hier im Westen durch die gegen¬
über dem Osten weit reicher entwickelteSelbstvcrwal-
tuug der Stadt- und Landkreise oder auch durch be¬
sonders geschaffene Zweckverbände,wie Ruhrsiedlungs¬
verband, Emscher-Genussenschaft,Ruhrtalsperrenver-
ein, wahrgeuommeu werden. (Sehr richtig! rechts.)
Bei Vergleich der Steuerbelastung müßte eiu großer
Teil der Abgaben, die an diese Stellen gezahlt werdeu,
der Pruviuzialumlage hiuzugerrchnet werden. Da¬
neben hat allerdings die geringe Proviuzialumlage
auch ihre» Grund mit iu der von mir schon erwähnten
Zurückhaltung der Pruvinzialvcrwaltung, besonders in
der Nachkriegszeit, sowohl in der Uebernahme ueuer
Aufgaben wie auch in der Ausgabebewilliguug für die
vorhandenen Anfgaben. Zum Beispiel werdeu im Ver¬
hältnis zur Einwohnerzahl und Gesamtsteuerkraft iu
den übrigeu Provinzen für kulturelle uud deutmal-
pflegerischeZwecke vielfach weit höhere Betrüge be¬
willigt als i» der Rheiuproviuz. Sodann ist aber auch,
wie schon eingangs erwähnt uud wie auch der Herr
Oberpräsident schon hervorgehoben hat, die Pro-
vinzialümlnge in der Rheinprovinz niedrig gehalten
worden auf Kosten der Aufnahme einer gewaltigen
Schuldeulast (Abgeordneter Haas: Hört, hört!), die
die folgenden Jahre schwer bedrücken wird und, soweit
ich es beurteilen kaun, eine Erhöhung der Umlage
wahrscheinlichunvermeidlich machen wird. Wenn man
aber diese Vorwürfe der zu genügen Proviuzial¬
umlage i» Berlin hört uud dabei die Drohung durch-
tlingt, daß deshalb die Rheinpruvinz beim neucu
Fiunuzausgleich soviel schlechter behandelt werden
müßte, nm auch sie zu zwiugeu, höhere Proviuzial¬
umlage,, zu erheben, so wäre das doch geradezu eine
Strafe für sparsame Ausgaben uud sparsame Steuer-
Wirtschaft. (Sehr gut! rechts.) Auf jeden Fall dürfte
aber in dieser Fassung für uns eine Warnung liegen,
nicht durch eine «nvernünstige und durch die Finanz¬
lage tatsächlich nicht gerechtfertigte Drosselung der
Provinsmlumlage sich.der Gefahr auszusetzen,,daß aus
diesem Grunde die Staatszuwendungen bedeutend ge¬
kürzt und so eine Steigerung der Provinzialumlage
bei uns nicht durch steigende Ausgaben, sondern ,durch
Wegfall der Staatseinnahmen geradezu erz>!Mugen
würbe.

Ich komme damit zu der Aufstellung des vor¬
liegenden Haushaltsplans und beginne am richtigsten
in derselben Weise, in der er auch praktisch zustande
gekommenist, nämlich bei den Steuern. Entsprechend
der Stellungnahme der früheren Pruvinzialausschüsse
uud Provinziallandtage und entsprechend dem berech¬
tigten Bestreben, vor allem der Wirtschaft, eine

Stcuererhöhung unter allen Umständen zu vermeiden,
ist auch in diesem Jahre bei der Aufstellung des Haus¬
haltsplans zunächst als feststeheud davuu ausgegangen
wurden, daß die Proviuzialumlage auf keiuen Fall
erhöht werden dürfe, nnd sie wurde deshalb mit den,
gleichenBetrage wie im Vorjahre von 12 2N0NUU RM
und demselben Prozentsatz, nämlich 5,25 Prozent von
Reichssteucrübcrweisungen und 9,79 Prozent von den
Realstenern eingesetzt. Man hätte ja sage» tonnen,
daß darüber hinaus hätte versucht werdeu müssen, die
Provinzialnmlage zu scuken. Aber abgescheu davon,
daß aus deu eben angedeutete,. Gründen ein solches
Vorgehen durchaus unpraktisch gewesen wäre, stand
von vuruhcrciu bei dem Sinken anderer Steuerein¬
nahme» uud bei der unvermeidliche,! Erhöhung ein¬
zelner Ausgabeposten fest, daß es unmöglich sein
würde, mit eiucr geringere,, Provinzialnmlage aus¬
zukommen, daß vielmehr die jetzige sich nur unter
außerordentlichen Ausgabcdrosscluugeu würde halten
lassen. Bei den Ueberweisnngen aus Reichscin-
tommen- nnd Körperschaftsstcnern ist derselbe Betrag
wie in, Vorjahre «»gesetzt worden, dagegen mußte bei
der Dotation infolge der im vorigen Jahre beschlossenen
Ostprenßenhilfe mit einem Weniger von 380 NUN RM
gerechnet werden. Die Kraftfahrzengsteucr ist mit 19
Millionen, nnd zwar mit 1 Willion mehr als im Vor¬
jahre eingesetztworden. Diese Zahlen der Einnahmen,
ans denen in erster Linie die Möglichkeit, den Hans¬
haltsplan innezuhalten, beruht, stehe» aber auf außer¬
ordentlich schwankendenFüße». Sie sind nämlich an
vier Voraussetzungen gebunden. Die erste Voraus¬
setz» ug ist: Der Fiuauzausgleich zwischen Reich uud
Preuße,, muß bleibe,, wie bisher; sehr zweifelhaft,
ob das der Fall sein wird.

Die zweite Voraussetzung ist: Der Finanzausgleich
zwischen Preußen und den Provinzen in seiner Ge¬
samtheit muß bleibe,, wie bisher. Sehr zweifelhaft,
ob es der Fall sei,, wird.

Dritte Voraussetzung: Die Verteiluug der Pro-
vinzialdutatiunen nnd der Kraftfnhrzengstenern nuter
die Provinzen muh bleiben wie bisher; ebenfalls
außerordentlich zweifelhaft, vor allem hiusichtlichder
Kraftfahrzeugsteurr; und vierte Vuranssetzuug: Die
Einkommen-, Körperschafts- und Realstenern müssen
den gleiche» Betrag t» diese», Jahre aufbringe» wie
im vergangenen Jahre, — ebenfalls sehr zweifelhaft.

In allen vier Punkten ist die Möglichkeit,daß wir
uns zu unseren Gunsten irre», völlig ansgeschlosse».
(Z»i»f des Abgeordneten Dr. Leh: Das glaube ich
auch!) Wohl aber besteht i» jeden, dieser vier Punkte
die große Gefahr, daß die endgültige Gestaltung der
Gesetzgebungüber den Finanzausgleich in seinen ver¬
schiedenen Formen sowohl Wie der Eingang der
Steuern viel ungünstiger ausfallen wird, als wir an¬
genommen haben, uud daß dann der vorliegende Haus-
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haltsplan von vornherein mit einem großen Defizit
belastet ist.

Nun noch ein besonderes Wort zu dem wichtigsten/
zu dem aber auch am meisten gefährdeten Posten
unserer Einnahmen, der gerade zur Zeit auch Gegen¬
stand der Unterhaltung in den zuständige» Stelleu
Berlins ist, der Kraftfahrzeugsteuer. Für ihre Ver¬
teilung gelte» bctauutlich zur Zeit folgende Grund¬
sätze: Von dem anf Preußen entfallenden Anteil er¬
halten nach Abzug von 4 Prozcut für die Vrücken-
geloablösuug 30 Prozent die Stadt- und Landkreise
unmittelbar dnrch die Regierungspräsidenten und 70
Prozent die Provinzen. Die Verteilung dieser 70 Proz.
rrfulgt folgendermaßen: Vorweg bekommenje 2 Mil¬
lionen Berlin und Ostpreußen, von dem Rest erhalten
die Westprovinzen (Rheinprovinz, Westfalen, Nassau)
eiu Fünftel als Voraus. Der danu verbleibende Rest
wirb auf alle Provinzen verteilt und zwar Mr
Hälfte nach dem Gebietsnmfaug und zur Hälfte nach
der Länge der Provinzialstraßen. Der Verteilungs¬
schlüssel nach dem Gcbietsumfang ohne Rücksicht auf
die Lauge und den Verkehr der Straßen und nach der
Straßenlängc ohne Rücksichtauf die Dichtigkeit des
Verkehrs führt au uud für sich zu gauz unsiumgen
Ergebnissen und läßt den Charakter der Kraftfahr¬
zeugsteuer als Zwecksteuer, d. h. als einer Steuer, tue
von den Kraftfahrzeugbcsitzcrn zum Zweck der Unter¬
haltung der vun ihnen befahrenen Straßen gezahlt
wird, völlig außer acht. Erträglich wird dieser Schlüssel
für die westliche» Provinzen nur durch den fo-
llennnntrn „Voraus", der aus der Zeit nach dem
passiven Widerstand herrührt. Es ist richtig, daß die
Gründe für seine Einführung heute nicht mehr zu¬
treffen, vielmehr kann er heute nur betrachtet werde»
als eiu uubediugt notwendiger Ausgleich für den
völlig ungerechte» allgemeinen Verteilungsschlüssel.
Das hat anch der Herr Minister des Innern in einer
Nn Vorjahre im Preußischen Landtag vorgelegten
Denkschrift anerkannt. Infolgedessen kann die Auf¬
hebung des Voraus, der man an sich theoretisch zu¬
stimmen könnte, nur stattfinden, wenn gleichzeitigder
Verteilungsschlüsselgeändert wird. Ich bin dem Herrn
Oberpräsidenten dankbar, daß anch er diesen Gesichts¬
punkt an die Spitze seiner Ausführungen über die
Kraftfahrzeugsteuer gestellt hat. Schou jetzt bei Ge¬
währung des Voraus bleibt der Proviuzmlauteil em-
schließlichdes Kreisauteils der westlicheu Provinzen
"" der Kraftfahrzeugsteuer wcfcutlich hinter ihrem
Aufkommen zurück, während die östlichen Provinzen
«» Vielfaches des Aufkommens erhalten, beispiels¬
weise erhält Ostpreußen nahezu das Vierfache.
Pummern das 2X.fache.Bei Wegfall des Voraus ohne
Aenderung des Verteilungsschlüsselswürde die Rhem-
pruviuz etwa 9 Millionen weniger bekommen, nnd da¬
mit würde der gesamte Haushaltsplau und auch die

gesamte Straßrnunterhaltung der Rheinprovinz zu¬
sammenbreche». Die Rheinprovinz kann aber keinen
Verteilungsschlüssel als gerecht anerkennen, in dem
überhaupt der Maßstab des Gebictsumfaugs euthalten
ist, vielmehr ist der einzig gerechte Vertciluugsschlüssel
die Stärke des Verkehrs, und diese bestimmt sich nach
der Zahl der in der betreffenden Provinz beheimateten
Kraftfahrzeuge oder, was auf dasselbe hinausläuft,
nach dem provinziellen Auskommen an Kraftfahr-
zcngsteuer.Der Kraftwagenverkehrüber die Grenzen der
Provinzen gleicht sich im allgemeinen aus. Ginzelue
Unbilligkeiten können dnrch Sonderbestimmungen be¬
seitigt werden. Eine besondere Berücksichtigungwürde
die Rheinprovinz noch deshalb verdienen, weil, wie die
Statistik zeigt, gerade die schwerenLastkraftwagen, die
den größten Verschleiß der Straßen bewirken, ln der
Rheinprovinz auch über das Verhältnis der Kraft¬
wagen überhaupt uud des Anftommens an Kraftfahr-
zeugstener hinaus uugewühulichzahlreich vertreten sind.

Visher habe ich nur vom Anteil der Rheinpruvinz
überhaupt gesprochen. Wie schon erwähnt, sind darnu
aber auch beteiligt die Stadt- nud Landkreise, so daß
nicht der gesamte Betrag in unserem Haushaltsplan
erscheint. Im Vorjahre ist der Anteil der Kreise an
der Kraftfahrzeugsteuer auf Antrag rheinischer Ab¬
geordneter von 25 Prozent anf 30 Prozent erhöht wor¬
den mit entsprechender Senkung des Provinzial-
anteils vo» 75 auf 70 Prozent. Bei dieser Gelegenheit
zeigte es sich wiederum, wie eng die Interessen des
Provinzinlverbandes nnd der Kreise anf dein Gebiete
der Kraftfahrzcngstcuer miteinander vertniipft sind.
Die Maßnahme hat nämlich eine ganz andere Wir¬
kung, als wohl von ,den antrngstellen'den rheinischen
Abgeordnete», die den Kreisen damit helfen wollten,
beabsichtigt war. Während nämlich dnrch die Maß¬
nahme dem Rheinischen Pruvinzialverband 1,361 Mil¬
lionen entzogen wnrde» — ich folge einer Ausrech¬
nung in der Zeitschrift des Landtreis-Verbandes ^,
erhielte» davon die rheinischen Stadt- und Laudkreise
nicht ciumal die Hälfte, soudern nur 640 000 RM, ein
Betrag von 741000 RM Wandertc in die übrigen
Provinzen ab. Es hängt das mit der besonders kom¬
plizierten Verechnungsweise des Kreisanteils zu¬
sammen. Andererseits hat der Ausfall au Kraftfahr¬
zeugsteuer, deu der Rheinische Provinzialverband er¬
litt, den Provinzialansschuß, wie Sie aus dem Haus-
haltsplaueutwurf ja ersehen habe», leider dazu ge-
uütigt, die Provinzialmittel znr Förderung des Kreis-
uud Gemeindewegcbaueszu kürzen, so daß also letzten
Endes niemand in der Rheinprovinz von dieser über¬
stürzten Aenderung der Steuerverteilung einen Nutzen,
sondern alle Beteiligten nur Schaden hatten. (Hört,
hört!) Den finanziellen Nutzen hatten mir die übrigen
Provinzen. Um so erfreulicher ist es, feststellen zu
dürfeu, daß bei dem schweren Ringen, das jetzt um
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die Neuverteilung der Kraftfahrzeugsteuer stattfindet,
der Rheinische Provinzialverband und die rheinischen
Stadt- nnd Landkreise Schulter an Schulter kämpfen,
unterstützt mich vun den sämtlichen rheinischen Be-
rufsstäuden. Vun allen genannten Stellen ist in diesen«
Sinne eine an die rheinischen Abgeordneten gerichtete
Denkschrift unterzeichnet uud der Staatsregierung
überreicht worden.

Die Frage des Kraftwagenvertehrs auf den öffent¬
lichen Straßen nnd der von den Kraftwngenbesitzcrn
z« zahlenden Abgabe ist neuerdings auch noch in einer
recht interessanten Denkschrift der Hauptverwaltung
der Deutschen Reichsbahngcscllschaftzur Debatte ge¬
stellt worden. Die Denkschrift enthält Gesichtspunkte,
die m. E. durchaus zutreffend sind. Es ist untragbar,
daß sich ein Lastkraftwageuverkehr auf weite Ent¬
fernungen entwickelt und die Eisenbahn unterbietet,
uud zwar nur dadurch, daß die Allgemeinheit aus
Steuern für die Lastkraftwagen die Fahrbahn unter¬
hält, die die Eisenbahn ans ihren eigenen Mitteln
selbst bezahlen muß. Es ist daher der Forderung, daß
der Kraftwagenvcrkehr seine vollen Selbstkosten selber
aufbringen muß, nur beizupflichten,znmal, wie schon
erwähnt, gerade die schweren Lastkraftwagen, die die
große Konkurrenz für die Eiseubahu darstelle», ander
Fahrbahn der Straßen nnd insbesondere auch an den
Straßenbrücken die größten Schäden anrichten. Es
ist aber völlig abwegig, wenn die Reichsbahn die For¬
derung aufstellt, die besonders erhöhte Abgabe, die für
den Straßenverschleiß vun diesen Wagen gefordert
werden müsse, müjse der Reichsbahn oder der Reichs¬
kasse zufließen. (Heiterkeit.) Vielmehr gehört diese
Abgabe den Wegeunterhaltungspflichtigen, damit sie
den Wegebenntzernwieder in der Form gut erhaltener
Straßen zugute kommt.

Von besonderem Interesse ist übrigens, was ich an
dieser Stelle erwähne» möchte, daß ucuerdings in dem
reichen England derselbe Grundsatz aufgestellt und
durchgeführt wird, daß die Abgabe vom Autoverkehr
groß genug sein müsse, um im wcscutlicheudie Unter¬
haltungskosten der Durchgaugsstraßen ganz zu tragen,
da auf ihnen ein Verschleißnur durch den Autoverkehr
stattfindet. (Sehr richtig! rechts.)

Sie sehen aus dem Vorgetragenen aber, ans wie
nnsicherer Grundlage unser Einnahmeposten aus der
Kraftfahrzeugsteuer beruht, zumal er noch entsprechend
der angenommenen Steigerung der Kraftfahrzeuge um
1 Million gegenüber dem Vorjahre erhöht wurden ist.
Um nun durch einen etwaigen Ausfall nicht den
ganzen Hanshaltsplan in Unurdnung zu bringen,
schlägt der Pruvinzialausschuß Ihnen unter Nr. Ill
des Veschlußentwurfs vor, die Ueberweisungen aus der
Kraftfahrzeugsteuer in enge Verbindung mit den Aus¬
gaben des Haushalts der Straßenverwaltnng zu brin¬
gen, nnd zwar in der Weise, daß, wenn die Beträge

nicht erreicht werden, die Ausgaben der Straßenver¬
waltung entsprechend gekürzt werden.

Damit komme ich zu dem wichtigsten Einzelhaus-
haltsplau, zu der Straßenverwaltung. Der Haushalts¬
plan wird in immer größerem Maße belastet durch
die Verzinsung uud Tilgung der für den Ausbau der
Straße» verwendeten Anleihemittel, wofür jetzt schon
5 6U0 00N RM vorgesehen sind. Da ferner auch hier
der Grundsatz an der Spitze stand: Keine Erhöhung
der Provinzialumlage, so mußte trotz der Vergröße¬
rung des Straßennetzes um 1?l> Kilometer »eue über¬
nommene Straßen der Betrag für die laufende Unter¬
haltung um 1 Million gegenüber dem Hanshaltsplan
1929 und um annähernd 4 Millionen gegenüber den
Ausgaben 1928 heruntergesetzt werden. Daß sich das
an dem Zustand der Straßen auswirken wird, ist un¬
vermeidlich. Aber auch dieser Betrag konnte nur ein¬
gesetzt werden unter Herabsetzung der Mittel, die für
die Unterstützung des Gemeinde- und Krciswegcbanes
in Ansatz gebracht wurden, uud zwar ist der eigentliche
Untcrstütznngsbetrag von 1709 000 RM auf 1 Million
und der Betrag für den Ausbau vou Uebcrnahme-
straßcu vou 1 Million auf 500 900 RM herabgesetzt
wurden. (Hört, hört!) Ich verstehe, daß dies außer¬
ordentlich schmerzlich für die davon betruffeuen Land¬
kreise und Landgemeinden ist, aber es wird doch da¬
durch erträglich, daß diese Herabsetzung weit mehr als
ausgeglichen wird durch den Betrag, den die Land¬
kreise unmittelbar aus der Krnftfahrzeugsteuer auf
Kosteu des Proviuzialanteils erhalten. Infolgedessen
ist der Betrag, der ihnen zur Unterstützung des Wege¬
baues vou übergeordneter Stelle zufließt, jetzt etwa
doppelt so groß, als er jemals bei der höchsten Unter¬
stützung aus Provinzialmitteln gewesen ist. Soll aber
das System der finanziellen Trägerschaft des Kreis-
nnd Gemeindewegebanes durch Pruvinzialmittel noch
weiter ausgebaut werden, wie es beispielsweiseauch im
Preußische» Landtag mehrfach gefordert worden ist,
so wird man einer Regelung nähertreten müssen, die
auch in anderen Provinzen schon getroffen ist, daß die
Provinzialstraßenverwaltnng anch die Verwaltung für
durchgehende Kreis- nnd Gcmeindewege unter einer
Kostenbeteiligung dieser Stellen in die Hand nimmt
und damit vor allem für eine dauernde sachgemäße
Instandhaltung der Wege, die mit Unterstützung der
Provinz ausgebaut worden sind, gesorgt wird. (Ab¬
geordneter Dr. Schüler: Sehr richtig!) Wenn dies
nicht der Fall ist, so wird geradezu wörtlich Geld in
den Dreck geworfen. (Zustimmung.)

Zur Ergänzuug der Mittel des ordentlichen Haus¬
haltsplanes für Straßenunterhaltung sollen dann aus
dem außerordentlichen Haushalt im Wege der Anleihe
noch 4 Millionen hinzugefügt werden, und zwar 2^>
Millionen für die Unterhaltung uud den Ausbau des
eigenen Straßennetzes und 1)4 Millionen für den
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Ausbau von Uebernahmestraßen, wofür, wie eben er¬
wähnt, der Betrag des ordentlichen Haushalts um
^ Million gekürzt worden G, Aber der Provinzial-
aussch»ßschlägt Ihnen vor, an die Verwendung dieser
Mittel die Bedingung zu tuüpfeu, daß es im Laufe
dieses Jahres möglichwerde, diesen Betrag durch eine
langfristige Tilgungsauleihc aufzuuehmeu. Ich möchte
dringend bitte», au dieser Bediugnug festzuhalten.Die
Nerechtignng dieser Bedingung ergibt sich aus dem,
was ich gleich über die Höhe der kurzfristigen An¬
leihen der Provinz zu sagen habe. Im übrige» ist
aber für de» Straßenbau uoch außerordeutlich be¬
dauerlich die schon erwähnte Tatsache, daß Mittel für
die wertcschaffciide Grwcrbslosenfürsorge entweder
überhaupt nicht mehr fließen oder nur die viel zu ge¬
ringe Gruudfürderilug gewährt wird. Bei dem iu Aus¬
sicht genuunncuen Bau der Autostraße Köln—Bouu
war im Finauzieruugsplau mit diesen Mitteln ent¬
sprechendden Zusage» der Reichs- und Staatsregic-
nuig gerechnet worden, uud es ergab sich für deu
Vruviuzialausschuß die schwereEutscheiduug, ob trotz
des Ausbleibens dieser Mittel mit dem Ban begonnen
werden konnte. Der Provinzialausschuß hat diese
Frage trotz vieler Bcdeukcu bejaht, da es nicht zu
"ernutworteu geweseu wäre, auch noch die 5—600 Ar¬
beitslose», die hier beschäftigt werden konnten, für
diesen Winter der Arbeitslosigkeit preiszugeben. Da-
dei wnrde aber damit gerechnet, daß die mehrfache Zu¬
sage der Reichsrcgierung, aus deu ersten neu zur Ver-
sünung gestellten Mitteln die verstärkte Förderung für
diese Arbeiten nachzngewährcu, eingehalten werde.

Visher sind vom Pruviuziallaudtag, wie erwähnt,
»ach der Inflation bewilligt 81 Millionen Anleihe,
davon für den Straßenbau 4!) Millionen. Es sind
allerdings vou den 81 Millionen erst ausgegeben 68
Millionen und hiervon durch Auleihe gedeckt 61 Mil¬
lionen. Von diesen 6l Millionen Anleihe sind aber nur
^ Millioneil langfristig nnd 38 Millionen kurzfristig.
Vei diese» Hcchlellwerden Sie mir zustimmen, daß es
""tragbar ist, den Betrag der kurzfristigen Kredite
""« weiter zu erhöhen, zumal die fchon bewilligten,
"l'er noch nicht nnsgegebencn IN Millionen zwangs¬
läufig dnzn kommen. Der Haushaltsplau der Ver¬
mögens- und Schnldenvcrwaltung sieht dann zur teil¬
weise» Deckung des Fehlbetrages der frühereil Haus¬
halte 200 000 RM Vor, leider nur 200 000 RM, ob¬
wohl von diese» Fehlbeträgen noch 572 N00 RM aus
der Zeit bis 1928 Vorhände» sind und in diesemJahre
"wa 800 000 RM hinzukomme,!. (Hört, h°rt! /ecki "
^r Fehlbetrag dieses Jahres ist übrigens lediglich
hervorgerufen durch die im Laufe des Jahres be-
schlossene Ostpreußenhilfe, die unsere Ginnahmen um
1400 000 RM gekürzt hat. Wenn das nicht der Fall
>"wese»wäre, hätten wir keine» Fehlbetrag, so»der»
""e» kleine» Ueberschnß gehabt. Die Geringfügigkeit

des zur Schuldentilgung vorgesehenen Betrages, der
eigentlichnur eiue schöne Geste der Defizittilgnng dar¬
stellt, ergab sich auch hier zwangsläufig aus der Ab¬
sicht, die Grhöhuug der Provinzialumlagc zu ver¬
meiden.

Auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege siud der
Pruviuzialvcrwllltung bei der Verteilung der Auf¬
gaben die schwierigstenzugefallen, nämlich die Unter¬
bringung des großen Heeres all der bedaueruswerteu
und unglücklichenMenschen, die infolge körperlicher
nnd geistiger Veranlagung, infolge von Krankheit,
Not nnd Elend, infolge schlechter Erziehung und
schlechter Umgebuug, infolge Mißbrauchs vou Alkohol
uud Rauschgiften, zum großen Teil ohne wesentliche
eigene Schuld aus dem nurmalen Gleise des Lebens
herausgeworfen sind »nd sich drauße» in der Freiheit
entweder überhaupt uicht zurechtfiuden oder aber den
Wog zu körperlicher und moralischer Gesundung ohne
fremde Hilfe uicht fiuden küunen. Nicht weniger als
35 000 dieser Armen sind durch die Proviuzialverwal-
luug zu betreue», es ist das Heer der Geisteskraule»,
Schwachsiuuigen,Epileptiker, Taubstumme», Blinde»,
Krüppel, Fürsorgezögliuge, Landhilisbedürftigeu,
Wauderarmen, Bettler, Landstreicher, Trinker, Pro¬
stituierte». (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Das sind
die Opfer Ihrer verbrecherischenkapitalistischenGesell¬
schaftsordnung!) Nnd sollte das schon längst in Aus¬
sicht stehende Bewahrungsgcsetz kommen, so wird die
Zahl noch größer werden. Aber jetzt schon möge mall
aus der Zahl und der Art der unterzubringenden
Hilfsbedürftigen ermessen, um welch schwere Aufgabe
es sich hier handelt, und möge auch ermessen, wie wenig
es bedeutet, wenn dnrch eingehendes Suchen im Laufe
eiues Jahres sich ein oder zwei Fälle von Mißgriffen
oder uurichtiger Vehnudluug finden lassen. (Zuruf
links: Der kluge Manu baut vor!) Wir suchen dieser
Aufgabe Herr zu werde«, einmal in eigenen Pro-
viuzialaustaltcu, deren wir zn den vorgenannten
Zwecken 33 besitzen, voll denen die grüßte, Vedburg-
Hau, 2650 Krallte umfaßt. Sodnuu haben wir hier in
der Rheinprovinz nnch den außerordentlichen Vorteil,
daß wir eine große Allzahl ausgezeichneter Privat-
austnlteu, vor allem der christlichen Liebcstätigkeit der
beiden Konfessionen, für unsere Zwecke benutzen
tonnen. In diesem Wettbewerb in der Verteilung der
Uutcrzubriugendcu auf die beiden Arten von Anstalten
sehen wir die glücklichsteLösung der uns übertragenen
Aufgabe.

Iu erster Liuie handelt es sich um die Unter¬
bringung der Geisteskranken,Epileptiker und Schwach¬
sinnigen. Ihre Zahl steigt leider andauernd, und zwar
auch wesentlichstärker als die Vevölkerungszahl. Rund
18 500 Kraute sind augenblicklich von uns zu versorgen,
annähernd die Hälfte in Provinzicilanstalten und der
Rest iu Privntanstalten. Die Zahl der Neuaul<'
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nummenen, allein der Geisteskranken in den Provin-
zial-Heil und Pflegeanstalten, hat im letzten Jahre
5700 betragen. Die andauernde Steigerung ist aber,
wie ich auch früher schon mehrfachhervorgehoben habe,
zn einem großen Teile nicht eine Steigerung der
Krankheitsfälle, sondern eine Steigerung der An-
staltsuuterbriuguug, indem immer darauf gedrängt
wird, Krauke, die früher vielleicht zu Hause blieben,
anch bei besseren Wohuungs- und einfacheren Ver-
kehrsverhältnissen zu Hause bleibe» konnten, setzt in
die Anstalt zu briugeu. Ich kaun auch hier wieder
nur an die Bezirksfürsurgcverbände, die doch einen
wesentlichen Teil der Kosten zn tragen haben, die
dringende Mahnung richten, immer wieder zn prüfen,
ob nicht ein Kranker zu Hause iu der Familie, vielleicht
unter Gewährung einer Unterstützung, iu offener Für¬
sorge bleiben kann. Die von den Provinzial-Heil- nnd
Pflegeaustalten aus für die meisten Stadt- und Land¬
kreise eingerichtete offene Fürsorge soll diese Be¬
strebungen wirksam unterstützru, hat aber bis jetzt au-
scheinendnach dieser Richtung hiu noch wenig Erfolg
gehabt. Die Finanzen des Pruvinzialverbandcs wer¬
den hier belastet nicht nur durch die laufende», Untcr-
haltskosten, sondern auch durch die Notwendigkeit,
immer neue Plätze für oie Unterbringung zn be¬
schaffen. Das Normale wäre gewesen, längst au den
Neubau einer Heil- uud Pflegcaustalt heranzugehen,
der aber für 1200 Betten, selbst in einfachster Aus¬
führung, 10 bis 12 Millionen gekostet haben würde.
Infolgedessen haben wir uns behülfen und gedenken
uns auch weiter zu behelfen durch Ausbau uud Ver¬
größerung der vorhandenen Anstalten und Heran¬
ziehung der Privatnnstalteu. Gerade das erstere tun
wir um so lieber, als doch die Erfahrung zeigt, daß,
je größer die Anstalt ist, desto geringer die ans den
Kopf des Kranken täglich entfallenden Messekosten.
Infolgedessen müssen für biche Zwecke des Ausbaues
unserer Heilanstalten auch im diesjährige» außer¬
ordentliche» Hanshaltsplan wieder rund 800 000 RM
eingestellt werden.

Erfreulicher als diese doch iu großem Umfauge
unproduktive» Ausgabe» sind die Ausgaben ans dem
Gebiete der Jugendfürsorge, i» erster Linie in der
Fürsorgeerziehung. Zunächst ist es gewiß zu begrüßen,
daß die Zahl der Fürsorgczögliuge abuimmt. Aber
auch diejenigen, die der Provinzialverwnltnug über¬
geben werden, werden zu einem großen Teil dank der
aufopfernden Tätigkeit der weltlichen Erzieher in
nnseren Provinzialanstalten uud des geistliche» Gr-
zieherpersuuals in den Privatanstalten zu brauchbaren
Gliedern der Gesellschafterzogen nnd vor dem körper¬
lichen und seelischen Verderben bewahrt, dem sie ohne
die Fürsorgeerziehung auhcimgefnlleu wärcu. Au

^ diesem zweifellose», auch vo» viele» Zögliugeu uud
gen,"'',» Eltern selbst dankbar anerkannten Ergebnis

können auch einzelne Mißerfolge oder auch einzelne
Mißgriffe, die bei einer Zahl von 13 000 Zöglingen
unvermeidlich sind, nichts ändern. Dem in der Er¬
ziehung tätigen Personal gebührt für seine auf¬
opfernde Arbeit um so höhere Anerkennung, als auch
iu der Rheiuproviuz versucht wird, die Zöglinge auf¬
zuhetzen uud sogeuauute Revolte» hervorzurufen. Es
ist trotz aller Anstrengungen bis jetzt in keinem Falle
gelungen. Das zeugt für den guten Geist unserer
Austalteu, für deu guteu Geist des Personals, vor
allem auch für deu guteu Geist unserer Zöglinge-
(Lebhafter Beifall.)

Das Landesjugendamt hat sich die besonders wich'
tige Aufgabe gesetzt, vurbeugeud zu wirken, nm die
Maßnahmen der nnchherigen kostspieligenFürsorge,
vor allem der Fürsorgeerziehung, zu vermeiden. Den«
Zwecke dient einmal die freiwillige Grziehuugshilfe für
solche Iugcudlichc, die im Giuveruchmen mit den
Eltern vorübergehend durch die Pruviuzialvcrwaltung
uutergcbrncht werden, dann auch die Fürsorge M
kinderreicheFamilien, deren Kinder ja dnrch die wirt¬
schaftliche Notlage besonders gefährdet sind. Zu diesem
Zwecke ist auch in den Hanshaltsplan „Verschiedenes"
der Betrag zur Verbilligung von Darlehn für Woh¬
nungen minderbemittelter kinderreicher Familien von
200 000 NM anf 300 000 NM erhöht worden. Als vor¬
beugende Jugendfürsorge sind dann nnch anzusehen
die Ausgabe» für Iugcudpflrge, vor alle,» für das in
dc» Dienst der Jugendlichen zn stellende gute Lichtbild-
weseu, uud sudauu die Bekämpfung der Schund- und
Schmutzliteratur. Das Landesjugendamt der Rhein-
Provinz darf stolz darauf sriu, daß es gerade auf den»
letzten Gebiete bahnbrechend vorgegangen ist nnd n»
der Spitze aller Landesjngcndämter steht. Es wird
diesen Weg dank der tatkräftigen UnterstützmM
weitester Kreise trotz aller Angriffe weitergehen. Es
kann diesen Weg nm so eher weitergehen, als ihm diese
Unterstützung von Kreisen jeder Weltanschannng zu¬
teil wird. (Znrnf des Abgeordneten Nohl: Vor allein
der Schwarzröcke!)

Die Krüppelfürsorge der Provinzialverwaltung lM
eine besonders erfolgreiche Entwicklung genommen-
Sie wird durchgeführt iu der vuu alle» Seiten als
musterhaft nuertauuteu Orthopädischen KinderheN-
austalt Süchteln und in einer Anzahl Privatanstalten
der beiden Konfessionen. Ungefähr 4600 Krüppel-
kiuder wurden im vergangene» Jahr von uns unter¬
gebracht mit etwa 800 000 Pflegetagen. Leider zwingt
auch hier die angespannte Finanzlage für die Zukunft
zu einiger Zurückhaltung in der Unterbringung, v^
allem bei der wegen der langen Dauer besoudcrs kost¬
spieligen handwerklichen Ausbildung.

Giue recht bedauerliche Ausdehnung hat in den
letzten Jahren die Trinkerfürsorge nehmen müssen, be>
der der Provinziniverband sich, wir es eben nnf alle«
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Gebiete, »e Aufgabe ist, vor allen, der schwierigsten
Falle n ut, mit denen die Trinkerheilanstalten und
dw W ,.,..yrtsä,nter der Stadt- und Landkreise nichts
"whr anzufangen wissen. Infolgedessen wurde vor
Mehrere,, Jahre» eine Abteilung für entmündigte
Trinker im Anschluß an die PrMinzial-Ar'beitsanstalt
Branwciler eingerichtet. Sie wurde in den letzten
Iahreu iu immer größerem Umfange in Anspruch ge-
uuunneu, so daß dadurch schon ihre Notwendigkeit be¬
gründet ist. Die Uutcrbriuguug iu Brauweiler bringt
"ber manche Schwierigkeiten mit sich, vor allem bei der
U'tz'geu großen Zahl von 200 Untergebrachten, womit
nber die eingehenden Antrage noch nicht befriedigt
Werden können. Dn nuu infolge der gesunkenen Zahl
°cr Fürsorgczöglinge ein Proviuzial-Erziehuugsheim
^üiein anderen Zwecke zugeführt werdeu kounte, wird
^lüieu eine Vorlage unterbreitet mit dem Vorschlage,
°as Proviuzial-Erziehuugsheim Fichtenhain in eine
Anstalt für entmündigte Trinker und Leichtgcistes-
"'ante umzuwaudeln.

Es ist au dieser Stelle uicht möglich, auf die sämt-
uch^u Haushaltspläne einzeln einzugehen. Ich möchte
"ur noch verweisen auf den Haushaltsplan der land¬
wirtschaftlichenAngelegenheiten, bei denen die Pro-
buizinlverwaltuug gemeinschaftlich mit Staatsregicruug
u«d LnndN'irtschaftskammerdie Förderung der Land¬
wirtschaft ans allen Gebieten durch Beihilfen für
-«udeuverbesseruugeu,für das landwirtschaftlicheSchul-
"^n, für Versnchsstationen, für Weinbau, Obstbau
U"d Gemüsebau und Tierzucht tntig ist. Daneben
'teheu die besondcren Provinziallrhranstaltcn für
^"»blln, Obstbau und Landwirtschaft in Trier,
Nreiiznachn„d Ahrweiler.
. In den Hanshaltsplan für gewerblicheZwecke sind
U'Kt „eben der Unterstützung gewerblicherSchulen ent-
Wrecheud dem Beschluß des vorigen Proviuziallaud-
t"cies 50 000 RM Beihilfen au die Handwerkskammern
zur Förderung des handwerkliche» Nachwuchseseiu-
Nchellt.

Im übrige» darf ich i» bezug auf die GiuzelhauS-
'"ltspläne auf die Ausführungen des Vurbcrichtes
ucrweison nud will »ur »och die Schlußzahle» an¬
fuhren: Der Ncttohanshnlt nach Abzug der Grstattnn-
U"> iuiu'rhalb der Verwaltung schließt ab mit 135 Mll-
""»e» gegenüber 133 Millione» im Vorjahr, uud der
"'s den Steuer,, zu deckende Zuschußbeträgt 55 WO UM
^t gegenüber 54 700 000 RM im Vorjahr. Sie sehe,,
^ un»z unwesentlicheSteigerungen trotz einer großen
Anzahl tatsächlichzwangsläufiger Mehrausgaben. A»f
"Uzelne habe ich ja eben schon hingewiesen. Das Gr-
?""is kouutc „ur dadurch erzielt werde,,, daß schon
''uwrhalb der Verwaltung die Ausgaben immer weiter
°"urzt wurden, soweit es nur trgendmöglich war, um
° in dem nutwendigen Endresultat, Vermeidung einer
"'»lageerhöhnng, zu komme,,. Manche Kürzung ist
"" und zwangsweise, so ». a. anch die Kürzung der

Ausgaben der Huchbanabteiluug von 3 Millionen auf
16!>0 000RM. Es wird sich das an dem Aeußern
unserer Anstalten zeigen, aber es war unvermeidlich.
Es wird aber im Auge zu behalten sein, daß Erspar¬
nisse in der Verwaltung nur in ganz unwesentlichen.
Umfange erzielt werde» küiinen durch Kürzung von
Etatspositionen. Setzen Sie den Heizuugstitcl in den
Anstalten nm 20 Prozent herunter, so wird das nicht
verhindern, wenn im Februar die Beträge aufgebraucht
sind, daß weitergcheizt wird und der GtntStitel über¬
schritte» wird. Und dasselbe gilt von fast allen Aus-
gabepostcn. Ersparnisse, die ins Gewicht fallen, tonnen
nur dadurch erzielt werde», daß praktischeGiuzclmaß-
nahnien getroffen werden, durch die mit geringeren
Ausgaben der gleiche Wirkungsgrad erzielt wird, uud
daß aber vor allen, jeder Beamte sich auf deu Geist der
Sparsamkeit für die Verwaltung einstellt. (Zuruf eiues
tommuuistischcuAbgcorducten: Dann müssen Sie von
oben anfangen). Ich habe kürzlich ausführliche Spar¬
samkeitsvorschristenspeziell den Anstaltsverwaltungen
zugehen lassen, und ich freue mich, anerkennen zu tonnen,
daß alle Beamten der Anstalten mit vollem Verständ¬
nis ans diese Vorschriften eingegangen sind nnd mir
noch zahlreicheweitere Anregnngen haben zukommen
lasse».

Der a»ßerorde»tliche Haushaltsplan hat sich auch
eiue weseutlicheHerabsetzung gefallen lassen müsse»,
vo» 21 Millione» im Vorjahr ans 7X> Millionen in
diesem Jahre. Die Mittel des außerordentlichen Haus¬
haltsplans müssen durch Anleihen aufgebracht werden.
Daß hier die Praxis der frühere» Jahre »icht mehr
fortgesetzt werden kann, habe ich vorhin schon dargelegt.

Verschiedene Sondervorlagen, die Ihnen unter¬
breitet werden, habe ich schon erwähnt. Hier möchte
ich noch besonders hinweisen auf den Bericht nnd An¬
trag über den derzeitigen Stand der ländlichen Wasser¬
versorgung in der Rheinprovinz nnd über die weitere
Fördcruug Uou läudlicheu Wasserversorguugsanlagen.
Die Vorlage entspricht einen, Beschluß des vorige,,
Proviuziallnudtages. Sie ist aufgestellt im engsten
Einvernehme» mit der Staatsregiernng, »nd es ergibt
sich aus ihr, daß trotz aller Fortschritte, die die zentrale
Wasserversorgung auch iu dem läudlicheu Teile der
Nheinprovinz im Laufe der letzten Jahrzehnte gemacht
hat, für die Zukunft uoch viel zu tun übrig bleibt. Die
Fiuauzieruug der wichtigste,, uud uotweudigsten Pro¬
jekte ist aber mit deu laufenden Mitteln, die ans dem
Westfonds alljährlich zur Verfügung stehen, nicht mög¬
lich, vielmehr ist hier eiue außerordentliche Hilfe not¬
wendig. Hier warten wir auf die aus dem West-
programm versprochenenMittel, nm insbesondereeine
gesundheitlicheSanierung gerade der ärmsten Höhen¬
gebiete unserer Provinz allmählich durchzuführen.

Meiuc Dame,, uud Herreu! Der Haushaltsplan
uud die Vorlage,, des Proviuzialausschusses,die Ihnen
hiermit zurBüschluMassungunterbreitet worden, geben
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Ihnen einen ungefähren Ucbcrblicküber die weitver¬
zweigte nnd umfangreiche Tätigkeit der provinziellen
Selbstverwaltung. Aber hinter Ihrer Beschlußfassung
über die Einzelheiten steht die grüße Frage, ob und
wie weit innerhalb Preußens uud des Reiches die
preußische»Proviuzeu mit Recht eiu solches Eigenleben
führen nnd weiterführen sollen, oder ob besser alle
Verwaltung nnd alle Entscheidungen durch Zentral-
regiernng und Staatsparlament erfolgen. (Abgeord¬
neter vr. Leh: Hört, hört!) Die Entscheidung über
diese Frage wird in Ihrer Legislaturperiode in den
nächsten <! Jahren fallen, und für diese Entscheidung
werde» Ihre Abstimmungen im Provinziallandtag
uud die darin liegende Bejahung dieses Eigenlebens
von weseutlichrr Bedeutung sein. Es ist für den Ein¬
sichtigen kein Zweifel, daß hier Gefahren für die Selbst-
verwaltuug der Provinzen bestehen, denn die Ent¬
scheidung über ihre Znkunft wird getroffen von den¬
jenigen, die in Berlin nn dem langen Hebelarm der
politischen nnd finanziellen Macht sitzen. Sie sind aber
naturgemäß weit stärker staatlich zcntralistisch,als nach
der Seite der Selbstverwaltung eingestellt. Ihnen
kommt zu Hilfe die heutige Abneigung weiter Kreise
gegen die Selbstverwaltung. Sicherlich ist diese Ab¬
neigung zum Teil von der Selbstverwaltung uud ihreu
Parlamenten verschuldet,zum Teil beruht sie auf un¬
gerechtfertigten verallgenieindcrndeu Uebertreibungen
oder auf der Abneigung dagegen, daß ans dem heutigen
Wahlrecht hervorgegaugene Vertreter des Volkes über¬
haupt über die Verwaltuugsaugelegenheiten mit ent¬
scheidensollen. Auch der Entwurf des ueueu Selbst¬
verwaltungsgesetzes zeigt sowohl in seinen Bestimmun¬
gen über die Form der Verwaltung, wie vor allem auch
in Bestimmungen über die Ausdehnung der Ver-
waltuugsbefuguisse der Provinzen entsprechend dem
Artikel 72 der Preußischen Verfassung eiu gewisses
Bestreben, die Provinzialverwaltung in ihrer prak¬
tischen Arbeit — sagen wir — nicht gerade zu fördern
und in ihrer Bedeutuug eiuzuschräuken.Ich versage es
mir, au dieser Stelle näher darauf einzugehen, da es
sich zunächst nur um einen Referentenentwurf handelt,
von dem man annehmen kann, daß er vor seiner Ein¬
bringung im Landtag noch wesentlichenAenderungen
unterliegt. Es wäre aber völlig verfehlt nnd es würde
der großeu Sache, nm die es sich handelt, in keiner
Weise entspreche», wenn die Entscheidungen, die hier
bevorstehen, getroffen würden aus dem Gesichtswinkel
eines kleinlichen Ressortpartikularismus, des Kampfes
um Zuständigkeiten nnd Machtbefuguisse,soudern diese
Entscheidungen müssen getragen sein ans der einen
Seite von der Einsicht in die Nedentnug eiues macht¬
vollen Zentralstaates und einer einheitlichen Leitung
der großen staatlichen Belange. Aber sie müssen auch
getragen seiu auf der andern Seite von dem Gedanken,
daß eiu wirtschaftliches,soziales und kulturelles Eigen¬
leben der preußischen Provinzen in einem gewisse»

Umfange für das Stcmtsgnuze nicht mir unerläßlich,
sondern auch durchaus segcusvoll ist. (Zuruf des Ab¬
geordneten Nohl: Es leben die katholischeuSepara¬
tisten!) Jede Uebertreibung liegt mir hier durchaus
fern, und ich habe das auch bei meinen Arbeiten im
Läuderausschuß der Reichsreform gezeigt, wo ich
meistens i» umgekehrter Frout zu kämpfen, d. h. mich
gegen die meines Grachtcns übertriebene Zuständig-
teitscrwciteruug der Proviuzeu zu wehren hatte. Uni
so mehr darf ich an Sie, meine verehrten Dame» und
Herren, die Bitte richten, das in dem Umfange, iu dem
es Ihueu i» de» Vorlagen entgegentritt, wuhlberech-
tigte Eigenleben der Rheinpruvinz auch Ihrerseits mit
Wohlwollen z» förder». Das,wird wie bisher so auch
in Zukunft die beste Unterstützung uud Förderung auch
des Reichs- und Staatsgedankens uud des Gedankens
der engen Verbundenheit unserer Rheiupruviuz mit
dem Lande Preußen nnd dem Deutschen Reiche be¬
deuten. (Lauter Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Nach dem Beschluß von heute vormittag sott
nach diesemBericht des Herrn Landeshauptmanns die
Beratung des Haushaltsplans abgebrochen nud aus
morgeu vertagt werden.

Wir kommen zu
Punkt 3: Antrag t>es Wahlpriifu ngs°

ausschusses zu den Berichten und Anträ¬
gen des Provinzialausschu sses, betr. den
Eintritt neuer Mitglieder in den Pro'
v i n z,inNant> ta g.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. DechamPs-
Abgeordneter Dr. Dechamps: Meine sehr ge'

ehrten Damen und Herren! Der Wahlprüfnngsaus-
schnß hatte sich mit zwei Anträgen des Pruvinzialaus-
schusseS zu befassen. Der erste Antrag betrifft den Gin¬
tritt des Landrats Dr. Weil aus Koblenz in den Pro-
vinziallandtag. Herr Rechtsanwalt Loenartz aus
Koblenz, der Mitglied des Provinziallandtages W«r,
hat sein Mandat als Provinziallandtagsabgeordneter
niedergelegt. An seine Stelle ist Herr Landrat Dr.
Gerhard Weil in Koblenz getreten. Die Feststelluno
des Provinzialansschnsscs ist den gesetzlichenVor«
schriften entsprechenderfolgt. Die Frist, biuucn welcher
gegen die FeststellnugGinspruch erhuben werdeu konnte,
ist am 5. April abgelaufen. Der Wahlprüfnngsans-
schnß hat die Unterlagen geprüft nnd schlägt Ihneu
vor, den Antrag des Pruviuzialausschusscs anzu¬
nehmen, der dahin geht:

„Der Provinziallandtag erklärt die Feststellung des
Provinzialansschnsscs, daß der Landrat Dr. Gerhard
Weil in Koblenz an die Stelle des Rechtsanwalts
Georg Loenartz in Koblenz als Provinziallaudtags-
abgeordneter zn treten hat, für gültig."

In zweiter Linie hatte sich der Wahlprüfuugsaus-
schnß mit einem Bericht nnd Antrag des Proviuzi"-
ausschusses, betreffend den Eintritt des Oberbürger-
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Meisters Franz Bracht aus Essen in den Provinzial¬
landtag zn befassen.— Es handelt sich um die Druck-
snchc 3^. -, Hier liegt der Fall so, daß der Provinzial-
laudtagsabgcorduetc Bürgermeister Jakob Weber in
Essen-Krnh sei» Mandat niedergelegt hat und daß au
seine Stelle der Oberbürgermeister Franz Bracht in
Essen getreten ist. Hier liegt ein besonderer Fall in¬
sofern vor, als die Einspruchsfrist gegen diese Fest¬
stellung noch nicht abgelaufen ist. Die Veröffentlichung
'st erst am Samstag, also am 5. April, erfolgt, und die
3nst läuft infolgedessennoch. Der Pruviuzialansschuß
hatte kciuc Bedeuleu getragen, trotzdem schon die
Giiltigteit der Wahl festzustellen. Dagegen ist der
Wnhlprüfuugsausschuß zu der Ueberzeugung gc-
kummcu, daß es nicht möglich sei, diesen Airtrag heute
schon zu prüfen. Der Provinzinlansschnß ist an¬
scheinendvon der Auffassung ausgegangen, daß der
Abgeordnete noch nicht tätig sein könne, bevor der
Wahlprüfungsausschuß und daraufhiu auch das
Plenum des Proviuziallandtllges gesprochen habe. Das
entspricht weder dem Gesetz noch unserer Geschäfts¬
ordnung. Nach § 7 unserer Geschäftsordnung ist jeder
Abgeordnete verpflichtet, an den Arbeiten des Pru-
M'nzillllllndtllgcsteilzunehmen, so lange sein Wahlauf¬
trag nicht fiir uugültig oder für erloschen erklärt oder
sunst erledigt ist. Er darf sich an allen Abstimmungen
beteiligen— so heißt es weiterhin —, nur au der Ab¬
stimmung über seinen eigenen Wahlanftrag nicht. Es
"gibt sich aus dieser Bestimmung, daß der an die
Stelle eines ausgeschiedenen Provinziallandtngsabge-
urducten tretende Ersatzmann ohne weiteres an den
Abstimmungen teilnehmen darf. Nunmehr muß die
Prüfung stnttfiudeu. Diese Prüfung kann aber nicht
°her stattfinden, bevor die Fristen fiir den Einspruch
"bgelnufeu sind. Es handelt sich dabei nicht um ein
rein formelles Recht, das mehr oder weniger »ber¬
ingen werden könnte, sondern die Nachprüfung vou
Wahlergebnissenmuß streng an Hand des Rechts und
'trrng an Hand der Formalitäten erfolgen.
. Der Wahlprüfuugsausschuß schlägt Ihuen daher
bur, deu Autrag des Pruviuzialausschusscs bezüglich
dr« Eintritts des Oberbürgermeisters Franz Bracht
"'s Essen in den Provinziallandtag z» vertagen, bls
me Frist fiir den Einspruch abgelaufen ist.
^ Vorsitzender I)r. Iarres: Sie haben den Bericht
°es Herrn Berichterstatters gehört. Wird Widerspruch
"hoben? Das ist nicht der Fall. Ich stelle Ihr Gin-
Verständnis fest. ^ «„

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Ab-
NeurdueterNuhl.
_ Abgeordueter Nohl: Wir stellen fest, daß Herr
lyncht sich an den Abstimmungen beteiligt hat. ^n-
Wlgcdesscusiud die Abstimmunge» uugültig. Es ist,ctz
Glosse» wordeu, daß das Mandat des Herrn Bracht
''°ch nicht für gültig erklärt werden kann. Wenn das
°" Fall ist, hat er auch uicht das Recht, au deu Ab¬

stimmungen teilzunehmen. Er hat aber vorher ab¬
gestimmt.

Vorsitzender vi. Iarres: Sie haben eben die
Ausführungen des Herrn Berichterstatters nicht ge¬
hört. Der Wahlprüfungsausschuß sagt genau das
Gcgeuteil. Stelleu Sie eiuen Autrag?

Abgeordneter Nuhl: Wenn das Mandat noch
uicht für gültig erklärt ist, kann er auch nicht ab¬
stimmen.

Vorsitzender lll. Iarrcs: Sie haben offenbar
nicht zugehört, was uns der Herr Berichterstatter über
das Ergebnis der Prüfung des Ausschusses berichtet
hat. Der Ausschuß sagt gerade das Umgekehrte, daß
der Abgeordnete entsprechend dem 8 7 unserer Ge¬
schäftsordnung so lange sein Amt ausüben taun, als
sein Wahlauftrag uicht für uugültig erklärt wordeu
ist. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Dann mnß doch
der Beigeordnete Weber teilnehmen!) Wird ein An¬
trag gestellt? — Das ist nicht der Fall. Dann stelle
ich fest, daß der Antrag des Wahlpriifuugsnusschusses
augcuommcu ist.

Zu Punkt 4 der Tagesordnung: An¬
trag des Gcschäftsordnungsausschusses,
betreffend

2) Neufas!snn,g !dc<r Gesch äft so,r d n u ng
für ,den Provinziallandtag,

d) A n t r a g b e r F r a k t i 0 ,n d e r National¬
sozialistischen Deutschen Arbeiter¬
partei auf Erhöhung der Zahl ,der
Mitglieder der Pr ov in zialtommis -
s tonen

ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Adams.
Abgeordneter Adams: Meine Damen und Herren!

Der Geschäftsordnungsausschuß hat die ihm über-
wieseueu Aufgaben zunächst in zwei Sitzungen, die
zwischender letzten und der jetzigen Tagung statt¬
gefunden habeu, eiugehend geprüft. Das Ergebnis
dieser Prüfung liegt Ihuen in Drucksache Nr. 3 vor.
Dieser Drucksache liegt eiu Abdruck der Gcschäftsurd-
uuug bei, der auf der liuken Seite die alte Fassuug
und auf der rechten die neuen Vorschläge enthält. Zu
diesen Vorschlägen, meine Damen und Herren, siud
heute wieder 1^ Dutzend neue Auträge eiugegaugeu.
Diese Anträge sind soeben vor der jetzigenSitzung im
Geschäftsorduuugsausschußgeprüft wordeu. Ich werde
Ihueu das Ergebnis dieser Prüfung auch vortragen.
Gedrucktliege» die Auträge leider noch uicht vor, weil
das bei der Kürze der Zeit uicht möglich War.

Die uns überwiesenen Anträge gingen einmal da¬
hin, die gesamte Geschäftsordnung ueu zu Prüfen;
zweitens waren es Anträge anf Erhöhung der Zahl
der Mitglieder der Ausschüsse und der ständigen Pro-
viuzialkommissioncu.Das Ergebnis der Prüfung der
einzelnen Anträge werde ich Ihnen in der Reihenfolge
der Paragraphen vortragen, und zwar gleichzeitigdie
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Vorschläge des Ausschusses und die heutigen neuen
Vorschläge.

Zunächst lag ein Antrag der kummnuistischen Frak¬
tion zu 8 5 vor, die Zahl der Mitglieder des Ältesten¬
rates von 15 auf 21 zu erhöhen. Dieser Autrag ist ab¬
gelehnt wurden.

Sodann ist vorgeschlagen,den zweiten Satz in § 7
Absatz 1: „An der Abstimmung über dcu eigenen
Wahlauftrag darf sich kein Abgeordneter beteiligen" an
Absatz 6 anzuschließen, weil er dorthin gehört.

Weiter hat der 8 7 die folgende Fassung erhalten:
„Jeder Abgeordnete ist verpflichtet, sich nach seiner
Ankunft am Tagungsorte auf eiuem vom Vorsitzenden
bestimmten Vordruck beim Landtagsbüro anzumelden",
damit eiue vollständige Liste der Abgeordneten da ist.

Sodanu lag eiu Antrag zu § 8 vor. Dort handelt
es sich um die Oeffentlichtcit der Sitzungen. Es ist im
zweiten Satz bestimmt: „Ans Antrag von 10 Abge¬
ordneten kann der Proviuziallnndtag mit Zweidrittel¬
mehrheit die Öffentlichkeit für einzelne Gegenstände
ausschließen. Ueber den Autrag wird iu »ichtüffent-
lichcr Sitzung verhandelt." Die kommunistischeFrak¬
tion hat beantragt, diese Sätze zu streichen. Der Aus¬
schuß hat diesen Antrag abgelehnt.

Dann kommenwir zum 8 9, der die Ausschüssebe¬
handelt. Dort lag der Antrag der Nationalsozialisti¬
schen Deutschen Arbeiterpartei vor: „Die Zahl der
Mitglieder der Ausschüsse soll iu der Regel 15 be¬
tragen ; jedoch mnß jede Fraktion mit mindestenseinem
stimmberechtigten Mitglirde vertreten sein." Weiter
lag der Antrag der kommunistische»Fraktion vor, die
Zahl l5 auf 21 zu erhöhen. Diese beiden Antrage sind
vom Ausschuß abgelehnt worden in der Erwägung,
daß die Kommissionenmit 15 Mitgliedern stark genug
seien uud daß denjenigen Fraktionen, die keinen stimm¬
berechtigten Vertreter haben, durch die Bestimmung
Rechnung getragen werde, daß sie ein Mitglied mit be¬
ratender Stimme in diese Ausschüsse entsenden könuru.

Die 88 11, 12, 13 uud 11 haben bisher die Vorlagen
der Staatsregierung, die Vorlagen des Provinzialnns-
schnsses, die Urnnträge und alles durchciunuder be¬
handelt. Jetzt sind diese Gegenstände getrennt. Der
§ 11 enthält jetzt die Bestimmungen über die Vorlagen
der Staatsregieruug uud des ProvinzialausschnsscSfür
den Pruvinziallnndtag in teilweise »euer Fassung, die
aber sachlich von der bisherigen nicht abweicht. Der
8 12 behandelt die Urnnträge. Hier ist namentlich im
Absatz 2 der Fall behandelt, in dem Zweifel darüber
bestehen, ob der Gegenstand eines Antrages zur Zu¬
ständigkeit des Provinziallandtllges gehört. Hier
konnten nach den bisherigen Bestimmungen Zweifel
über das Verfahren bestehen. Es ist jetzt klar gestellt:
„Bestehen Zweifel darüber, ob der Gegenstand eines
„U r autragcs" ^ so muß es hcißeu ^- zur Zuständig¬
keit des Pruviuzinllnudtages gehört, so ist eiu Beschluß
des Ältestenrates hierüber herbeizuführen. Entgegen

dem Beschlussedes Ältestenrates ist der Antrag auf
die Tagesordnung zu setzen, wenn es auf Antrag vom
Pruvinzinllnndtag beschlossen wird; der Antrag muß
vou IN Abgcordueten unterstützt werden. Eine Er¬
örterung ist mir im Rahmen der Geschäftsordnnngs-
bcsprechung zulässig." Zunächst entscheidet also der
Ältestenrat. Hat dieser die Sache nicht als zur Zu¬
ständigkeit des Pruviuziallllndtages gehörig bezeichnet,
dann kann jeder Abgeordnete mit Unterstützung von
IN Abgeordnete» den Antrag stellen, daß der Pro-
vinziallandtng darüber entscheidet,nud dann wird im
Pruvinzinllandtag über die Sache verhandelt. Dann
ist als neuer Absatz 3 angefügt: „Alle Urnnträge sind
sofort durch dc» Lnudeshnuptmnnn dem Pruviuzial-
ausschuß mitzuteilen, damit der Pruuinzinlnusschuß die
Möglichkeit hat, dnzn Stellung zu uchmeu." In der
heutigen Ausschußsitzung ist von der suzinldcmokrati-
scheu Fraktion die Streichung dieses Absatzesbcnutragt
wordeu. Der Ausschuß hat die Streichung nbcr mit
Mehrheit abgelehnt.

Der neue Absatz 1 lautet: „Ueber die geschäftliche
Behandlung der zugelassenen Uranträge bestimmt der
Pruviuziallaudtag. Alle Anträge, deren Annahme eine
in den HnushnltSplnueu oder in einer sonstigen Vor¬
lage des Proviuzialausschusscs nicht vorgeseheneMehr-
belnstuug der Provinz oder eine Verminderung der
Einnahmen zur Folge haben würde, müssen anch i"
dem Ausschuß berate» werden, zn dessen Zuständigkeit
die nllgemeiuc Finanzverwaltnng gehört." Die konnnn-
»istische Fraktion hatte die Streichung dieses Absatzes
beantragt-, die Streichung ist aber abgelehnt wurden

Weiter ist zu 8 11 vuu der kummuuistischeuFraktion
eine Streichung beantragt wurden. Es heißt da:
„Wird fiir denselben Tag eine neue Sitznug mit Fort¬
setzung der bisherigen Tagesorommg a»bern»mt, >"
genügt es, wenn der Vorsitzende dies mündlich vel-
lündet. Er la»» i» diesem Fall ei»e» Gege»stn»d,über
de» ergebnislos abgestimmt wordeu ist, selbständig cw
eine aiiderc Stelle der Tagesordnung stellen oder ihn
von der Tagesurdunug dieser Sitzung absetze»," D>e
Streichimg dieses Satzes, die die kommuuistischrFral-
tiuu benutrngt hatte, ist vom Ausschuß abgelehnt
worden.

Subauu ist zu 8 l7 vo» der Sozmldcmokratische"
Partei die Streichung des zweiten Satzes in Absatz
beantragt worden. Es heißt dort: „Der Vorsitzende
eröffnet, leitet uud schließt die Sitzung." Dann koM»n
der zweite Satz: „Eine Erörterung über die Reckst^
und Zweckmäßigkeitseiner Anordnungen kann er am
die nächsteSitznug verschieben." Die Streichung s""
erfolgen.

Zu 8 19 hat die KommunistischePartei beantrag
zuzufügeu: „Eiue Minderheit im Ausschuß kann ihre
abweichendeMeinung in einer schriftlichenErklärung
einreichen. Diese Erklärung muß deu Abgeordneten
zugestellt uud ins Sitzuugsprotokull aufgeuonnne'
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werden." Sie finden den Wortlaut dieses Abändc-
rnngsantrages iu der Drucksache 5< die Ihnen jetzt
vorliegt. (Zuruf: Lauter, man versteht ja nichts!)
Auch dieser Antrag ist im Ausschuß abgelehnt wurden
u> der Erwägung, daß die Mitteilung der anderen
Auffassung im Ausschußdurch deu Redner in der Ver¬
handlung im Plenum des Landtages vorgebracht
werden kann.

Dann lommt § 23. Da handelt es sich um die Ab¬
gabe von Erklärungen. Die neue Fassung geht dahin:
"Außerhalb der Tagesordnung kann der Vorsitzende
das Wurt zu einer tatsächlichenFeststellung,soweit sie
Nch nur auf Gcgcustäudc bezieht, die zur Zuständigkeit
ues Pruvinziallmidtnges gehören, oder zu einer per¬
sönlichenErklärung erteilen; in beiden Fällen ist sie
ch»i vorher schriftlichvorzulegen." Die kommunistische
Fraktion beantragt, diesen letzten Satz, also die schrift-
nchc Vorlage der Erklärungen, zu streiche». Der Ge-
chäftsurduuugsnusschuß hat diesen Antrag abgelehnt.

^' soll also stehen bleiben.
Dann kommen wir zum 8 26. Dort handelt es sich

um die Nnfc znr Ordnung und zur Sache. Die Ne-
Unnnuingen sind im wesentlichen unverändert ge¬
rieben. Nur im Absatz 2 heißt es: „Der Redner kann
U^en einen Ordnungsruf spätestens am folgenden
Werktag schriftlichEinspruch erheben." Statt dessen
s"U es heißen: „am folgenden Sitzungstage". Es ist er-
wunen worden, daß wir ja einmal Samstags nicht
fertig werden könnten uud dann Sountag noch tagen
'Mißten. Der Einspruch taun fetzt also auch Souutags
n°ch eingelegt werden.

Zum ß 27, der zu dieser Materie gehört, ist ein
"">« Absatz 3 zugefügt: „Ausführungen, die ein Ncd-
uer nach Entziehung des Wortes macht, werden »n
°w Sitzungsbericht nicht aufgenommen."

Dann kommen wir zu dem Hauptpunkt der neuen
^schäftsurdnung. zum § 28, zu den Ordnnngs-
"Mmmungen. Dort war bisher die Bestimmung, daß
"n Abgeordneter, der nach dem dritten Ordnungsruf
^ Ordnung weiter verletzt oder durch fortgesetzte»
^erstand gegcu die Anordnungen des Vorsitzenden
°'e Verhandinngen empfindlich stört, ans Anfrage des
Ersitzenden mit Znstimmnug des Aeltcstcnrates ans
er» - ... ^_.. ,—-K»„^"en Tag von der Sitzung ausgcschlosseu werde»
""». Es war also einmal die, Einberufung dev

Aeltestenausschussesund zum andern die Anhorimg
°^ Nrovi»zialla»dtages »otwc»dig; da»» war d:e
^nsschließnng »ur von einer Sitzung möglich. Mc
^«lle, «b anch ein Ausschluß von de» Ausschuß-
fungen am selbeu Tage Platz greift, ebeuso d'e Frage

? Diäten oder Eutschädiguugeu fiir deu betreffenden
5"N uezahlt werde» können, war offen D,ese Be-
^'"nnungen des ß 28 sind jetzt wesentlich verschärf
>^«, nnd zwar nach dem Vorbilde d" Vorschnf en
"Reichstag nnd im «a»dtag. (Z»r»f des Abneord-

""en Dr. Leh: Viel schärfer!) - - Sie sind, jedenfalls

noch nicht zn scharf. In den meistengrößeren Städten
gelten ähnliche Bestimmungen. (Zuruf des Abgeord¬
neten I)i-. Leh: Herr Ui-. Adenauer ist da viel
humaucr!) Die Bestimmuugen sind nach dem Beschluß
der GeschnftsordnungskommWon jetzt ,so. In dem
Entwurf steht noch, daß gröbliche Verletzung der
Ordnung die Voraussetzung für den Ausschluß
ist. Es soll jetzt heißeu: „Grobe Verletzung". Das
ist vielleicht etwas milder und gefällt Ihnen viel¬
leicht anch etwas besser. Dann besteht die Voraus¬
setzung, daß drei Ordnungsrufe für deu Ausschluß er¬
forderlich siud, uicht mehr, uud zwar aus der Gr-
wäguug heraus, daß ja sehr leicht sich ciu Abgeord¬
neter zn einer ganz außerordentlichen groben Ver¬
letzung der Ordnung, z. B. zu ciucr Tätlichkeit, hin¬
reißen lassen kann, der vorsichtiggenug war, dafür zu
sorgen, daß er vorher noch keinen Ordnnngsrnf er¬
halten hatte. (Zuruf des Abgeordnete» Hoffmnun:
Gibt es solche Abgeordnete? Antwort des Abgeord¬
neten Dr. Leh: Im vorigen Landtag gab es einmal
einen solchen Abgeordnete», de» Herr» Vehre»d!)
Ma» würde also in eine», solche» Falle überhaupt
uicht mit den nötigen Mitteln einschreiten können,
wenn noch nicht zwei Ordnuugsrufe Uorausgcgaugcu
Ware». Dauu entscheidet darüber, ob der Ausschluß
erfolgt, der Vorsitzende nicht mehr nach vorheriger
Anhörmig des Aeltestenratcs u»d Befrage» des Hauses.
(Zuruf des Abgeordnete» Ur. Leh: Mussolini!)
Sodann war in dem Entwurf iu Absatz 2 des ß 28 ein
Ausschluß bis zu 8 Sitzuugstagru vorgcseheu.In der
hcutigeu Sitzung des Ausschussesist die Zahl 8 auf 6
herabgesetzt worden.

Weiter ist in, Absatz 3 gesagt: Wenn der von der
Sitzung, ausgeschlosseue Abgeordnete den Saal nicht
sofort verläßt, so kann der Vorsitzendedie Sitzung auf
bestimmte Zeit aussetzen oder ganz aufheben und
den Abgeordnete» ans dem Sitzungssaal entfernen
lassen. „In diesem Falle" — heißt es dann weiter -
„gilt der Ausschluß ohne weiteres bis zum Schluß der
Sitzungsperiode". (Unruhe, GloÄe des Vorsitzenden.)
In der heutige» Sitzung des Ausschusses ist das dahin
abgeändert worden, daß er bis zn 6 Tagen gilt. Da¬
bei war man sich darüber einig, daß der Ausschluß
auch über die Sitzungsperiode hinaus Wirkung hat,
daß also ein Ausschluß, der etwa am letzten Tage der
Sitzungsperiode erfolgt, i» der nächste» Sitzungs¬
periode in Wirkung bleibt (Abgeordneter Haake: Hört,
hört! Das ist in teiuem Parlament!), aber mit einer
gewissenEinschränkung, wie sie in dem Autrage von
Professor Goldschmidtfestgelegt worden ist: „Der Aus¬
schluß bleibt gegcbeue»falls mich i» der folgenden
Sitzungsperiode in Kraft; dagegen endet er in der
folgenden Sitzungsperiode spätestens mit dem Ablauf
des dritten Sitznngstages." Es soll dadurch erreicht
werden, daß ei» Abgeordneter nicht in der jetzigen
Periode für die ganze folgende Periode ausgeschlusse»
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wird, sondern daß ihm die Möglichkeit bleibt, an der
nächsten Periode wenigstens teilzunehmen.

Weiter ist ein Antrag der sozialdemotratischen
Fraktion angenommen worden. Da heißt es für die
Ausschließung: „Der betroffene Abgeordnete kann
wegen der Folgen im Falle der Absähe 2 und 3 dnrch
schriftlichenAntrag den Aeltestenrat anrufen, der die
Folgen mildern oder ganz aufheben kann." Dadurch
soll die Möglichkeit geschaffen werden, daß, wenn wirk¬
lich einmal im Ausuahmefall eine Härte eingetreten
ist, der betroffene Abgeordnete sich an den Aeltestenrat
wenden lind dieser dann Prüfen kann, ob die Voraus¬
setzungen für eine so strenge Maßnahme, wie sie ge¬
troffen worden ist, vorgelegen haben.

Weiterhin war im Absatz 4 der neuen Fassung ein
Beschwerderechtvorgesehen. Dieses Beschwerderechtist
nach einem Antrage der sozialdemukratischcnFraktion
anders gefaßt worden, uud zwar soll es all den Schluß
des Paragraphen als Absatz 7 kommen: „Gegen den
Ordnungsruf, gegen die Ausschließung und die Ver¬
weisung aus dem Landtagsgebäude durch deu Vor¬
sitzenden und gegen die Entscheidung des Acltesteurates,
sobald sie dem Landtage mitgeteilt ist, kann der be¬
troffeneAbgeordnete spätestens am folgendenSitzuugs-
tagr schriftlich Einspruch erheben. Der rechtzeitig ein¬
gelegte Einspruch ist auf die Tagesordnung der nächsten
Sitzung zu setzen. Der Landtag entscheidet über den
Einspruch ohne Verhandlung."

Das sind die neuen Bestimmungen des ß 28. Meine
Damen und Herren, die Bestimmungen sind allerdings
schärfer als die bisherigen (Zuruf des Abgeordneten
Haatc: Das sind Kriegsartikel!), und sie greifen
zweifellos in das Recht des einzelnen Abgeordneten
ein. Aber die Mehrheit des Geschäftsordnungsaus-
schusses war der Meinung, daß über dem Recht des
einzelnen Abgeordneten das Recht der Gesamtheit der
Abgeordneten steht (Zuruf des Abgeordueten Hoff-
mauu: Das Recht der Demokratie! Zuruf Ur. Leh:
Diktatur!), die ihnen übertragenen Aufgaben ord¬
nungsmäßig und würdig auszuführen. Lediglich diesen
Zweck haben diese Vestimmuugen, uud der Geschäfts-
urduungsausschuß hat sie mit großer Mehrheit be¬
schlossen.

Im 8 32 handelt es sich nur um eiuc Kleiuigkeit.
Es heißt da in der Mitte des Absatz 2 über den An¬
trag ans Schluß der Debatte: „Er gilt als abgelehnt,
wenn das Ergebnis der Abstimmung zweifelhaft ist."
Da soll es heißen: „Er gilt als abgelehnt, wenn der
Sitzungsvorstand über das Ergebnis der Abstimmung
zweifelhaft ist."

Wir kommen dann zu ß 39, der namentlichen Ab¬
stimmung. Hier lautet die Bestimmung jetzt: „Nament¬
liche Abstimmung tonnen 15 anwesende Abgeordnete
bis zur Eröffnung der Abstimmuug (H 34) verlangen."
Hier hatte der Geschäftsordnungsausschuß in seiner
früheren Sitzung die Fassung wie folgt vorgenommen:

„Namentliche Abstimmung kann von einem Vier¬
tel der nuwesenden Abgeordneten bis zur Eröffnung
der Abstimmung verlangt werden." In der heutigen
Sitzung war beantragt worden, diese ncnc Fassung zu
streichennnd die- alte Fassung — 15 sind notwendig -^
beizubehalten. Weiter war beantragt, die Zahl 15 auf
25 zu erhöhen. Dieser letztere Antrag ist angenommen
worden. Es heißt also jetzt: „Namentliche Abstimmung
kann von 25 anwesenden Abgeordneten bis zur Er¬
öffnung der Abstimmung verlangt werden."

Weiter war von der kommunistischenFraktion be¬
antragt, den Absatz 5 des ß 39 zu streichen, wonach
namentliche Abstimmung über eiuc Reihe voll Sachen
"- Ueberweisung an einen Ausschuß und sonstige
Dillgc -- unzulässig ist. Der Geschäftsorduungsaus-
schuß hat diesen Strcichungsantrag abgelehnt.

Dann kommt ß 51. Dieser Paragraph hat einen
neuen Absatz 2 bekommen: „Eine gruudsätzliche,über
den Ginzclfall hinausgehende Ausleguug einer Vor¬
schrift der Geschäftsordnung kann nur der Provinzial¬
landtag beschließen, lind zwar nur auf einen Urautrag
und nach Prüfung durch deu Gcschäftsorduungsans-
schuß." Dazu hatte die kommunistischeFraktiou einen
Abändernngsnntrag gestellt, sowie einen weiteren An¬
trag, der namentlich bezweckte, daß der Geschäftsord¬
nungsausschuß auch während zweier Taguugen und
unabhängig von irgendeinem Auftrage die Geschäfts-
ordnnng prüfen tonne. Beide Anträge sind abgelehnt
worden.

Weiter lagen von der kummnnistischen Fraktion noch
Anträge vor, zunächst folgender Antrag: „Die Mit¬
glieder des Provinziallanotagcs sind berechtigt, alle
Akten einzusehen, die sich in der Verwahrung des Pro¬
vinziallanotagcs oder eines Ausschussesbefinden. Zum
Gebrauch außerhalb des Provinziallandtages können
in Einzelfllllcn die Akten an die Mitglieder des zu¬
ständigen Ausschussesabgcgebcu werden." Dieser An¬
trag ist auch abgelehnt wurden.

Weiter war die Einführung der kleinen Anfrage be¬
antragt. Auch dieseu Autrag hat der Gcschäfts-
ordnnngsausschuß abgelehnt.

Das sind die Anträge zur Geschäftsorduuug. Meine
Damen uud Herren! Weiter lagen noch Anträge z»
den Provinzialtommissionen vor.

Schon, im vorigen, Landtag war von der National¬
sozialistischenDeutschell Arbeiterpartei beantragt wor¬
den, die Provinzialtommissionen dahin zu erweitern,
daß voll jeder Fraktiou mindestens ein Mitglied ihnen
angehören kann. Weiter waren Anträge eingegangen,
die Zahl von 8 Mitgliedern, die der Provinziallandtag
wählt, ans 11 zu erhöhen. Das hatte die Sozialdemo-
krntischc Partei beantragt, und die kommunistische
Fraktion hatte beantragt, die Zahl von 8 ans 15 zu er-
höheu. Der Gcschäftsorduuugsausschuß hat diese
Gegenstände vertagt, weil die Sitzung schou so weit
vurgeschritteu war, daß Sie hier schou mindestens
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^ Stunden auf uns gewartet hatten, und wir doch
den Landtag nicht weiter aufhalten konnten, Ueber
diese Gegenstände wird also noch vor der Wahl be¬
raten werden müssen. (Zuruf des Abgeordneten Huff-
mann: Wann wcrdeu sie denu beratcu?) Vor der
Wahl, ehe die ucueu Kommissioueugewählt werden.

Was ich Ihnen vorgetragen habe, ist das Ergebnis
Von drei großen Sitzungen des Geschäftsorduuugsaus-
schusses.(Bravo!)

Vorsitzcudcr Dr. Iarrcs: Ich erinnere an den
Beschluß von heute vormittag. Sie haben ja den Vor¬
schlag des Aeltesteurats augcuommcn, daß die ganze
Verhandlung iibcr die Geschäftsordnung einheitlich in
einer Generaldebatte erfolgen soll nnd daß dabei jede
Fraktion eine halbe Stunde Redezeit hat. Ich bitte
Sie, für diese Erörterung wie auch für die folgeude
Erörterung sich hier zu meiner Rechten zur Redner¬
liste zu meldcu. Es wird dann in die Liste aufge¬
nommen, wieviel von der Redezeit jede Fraktion in
Anspruch genommen hat.

Das Wort hat znnächst Herr Abgcorducter Sclb-
MllNN.

Abgeordneter Selbmann: Die hier vorge¬
schlagene neue Fassung der Gcschäftsordnuug stellt
uhuc Zweifel eine ganz ungeheure Verschlechterung
dar. Sie stellt weiter nichts dar, als ein Hauskuechts-
Nesetzbuch gegenüber der Opposition, gegenüber den
Minderheiten in diesen: Landtag. Es trifft schon zu,
was vor kurzem iu einer Zeitung stand: Mettcrnich
lleht wieder um, Mctteruich ist auch eingekehrt iu das
Tagungslokal des Rheinischen Provinzinllandtagcs.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ney: Nur daß sich
Metteruich im Grabe herumdrehen würde!) Darüber
täuscht mich nicht hinweg, daß der Herr Bericht¬
erstatter seinen Bericht in der Redeweiseder frommen
Dcntnugsart vorgetragen hat.

Es ist bezeichnend,daß die Beratung der Geschäfts¬
ordnung mit diesen uugcheuren Verschlechterungen
heute vor der Beratung des Etats vorgenommen
wird, zn dem Zwecke, schon bei deu jetzige» Gtats-
berntungen die Opposition zu strangulieren, schon bei
den jetzigen EtatSbcratungeu die notwendigen Haus-
tuechtparagraphen bereit zu haben, um die Opposition
i'n Zaume halten zu köuucu. (Sehr richtig! be, deu
Kommunisten.) Es ist bezeichnend, daß im zwölften
Jahre der demokratischenRepublik iu einem Parla¬
ment, in dem demokratischgewählte Volksvertreter zu-
snnnnensihcn,um über das „Wohl des Volkes" zu bc-
"teu, dieses Parlament sich nicht einmal erlauben
tnun, den Parlamentariern uubcschräutte Redezeit zu
Neben, sondern daß Sie einen Maultorb schaffen
'Nüssen für die gewählten Volksvertreter. Die Ge¬
schäftsordnung, Wie sie jetzt Vorgeschlagenist, enthalt
rwe ganze Reihe von Verschlechterungen gegenüber
den oppositionellen Fraktionen in diesem Parlament.
(Sehr richtig! rechts.) Ich Will deshalb einiges über

unsere Stellung zu diesem Parlament, zu diesem Staat,
zu diesem System überhaupt sagen, nm damit unsere
prinzipielle oppositionelle Stellung auch iu diesem
Parlament klarzulegen und aufzuzeigeu, welche Auf¬
gaben wir uus in diesem Parlament gestellt haben.

Unsere Stellung iu diesem Parlament ist dieselbe
wie die Stellung zum kapitalistischenStaat und zum
kapitalistische»System. (Sehr gut! bei deu Kommu¬
nisten.) Wir sageu, der kapitalistischeStaat ist nichts
anderes als ein Unterdrückuugsinstrumeut derjenigen
Klasse, die die wirtschaftlicheMacht in der Hand hat
uud die Pruduktiunsstätten besitzt. Das ist im kapita¬
listische» Staat die kapitalistische bürgerliche Klasse,
und der kapitalistischeStaat ist ein Unterdrückn ngs-
instrument in den Händen der kapitalistischenKlasse.
Sie reden von Demokratie; Sie sagen, Sie hätten ja
das demokratischeWahlrecht, Sie hätten das Recht,
Ihre Abgeordneten zn wählen. Auch die Suzialocmo-
traten versuchen,den Arbeitern weiß zu machen: „In
der Demokratie ist es doch etwas auderes als iu der
Monarchie; die Monarchie war ein Klassenstaat; aber
jetzt haben wir eine Demokratie, wir haben eine Repu¬
blik, und wir haben ein Wahlrecht; die demokratische
Republik ist ganz was anderes als der monarchistische
Staat." Wir sagen: Das ist nicht wahr. Wir sagen:
Diejenigen, die das sagen, belügen die Arbeiter Wider
ihr besseres Wissen. (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten.) Sie sagen das sogar im Namen des Marxis¬
mus, deu Sie verfälscht habe». Marx ist es gewesen,
der den Klassencharakter des kapitalistischenStaates
aufgezeigt hat. Es ist der Gipfel der Unverschämtheit,
wenn man sogar sich auf Marx beruft, um deu Ar¬
beitern weiß zu macheu, daß die demokratische Republik
etwas Besseres sei als der mouarchistischeStaat. Wir
sagen: Es besteht kein prinzipieller Unterschiedzwischen
dem moimrchistischcnStaat und der demokratischen
Republik (Hört, hört! rechts.), höchstens insofern, als
in der Republik die Grußkapitalisten, Sie, meine
Herren, noch viel nnverhüllter die Ausbeutung der
Arbeiter vornehmen könne», als Sie es im feudalen
Staat getan haben. (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten.) Sie reden von Demokratie, Sie sagen: Wir
haben die Parlamente, wir haben das allgemeineWahl¬
recht. Ich frage Sie: Gegen wen richten sich die Gin¬
richtungen dieses Staates? Richten sie sich gegen die
Ausbeuter oder gegen die Arbeiter? Immer nur gegen
die Arbeiter. Wozu ist die Polizei da? Habe» Sie schou
eiumnl erlebt, daß eine Fronlcichnamsdemoustration,
bei der Herr Strunk an der Spitze marschierte, aus-
cinnnder geprügelt worden ist? Aber in der letzten Zeit
sind Hunderte von Demonstrationen der Erwerbslosen,
die nicht mehr das Recht haben sollen, für ihre Forde¬
rungen zu demonstrieren, daß sie nicht verhungern,
mit dem Gummiknüppel, mit Maschiuengcwehrcu,mit
Maschinenpistolenund mit berittenen Polizisten aus¬
einander geschlagen worden. Gegen wen richten sich die
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Machtmittel des kapitalistischenStaates? Gegen wen
richtet sich die Justiz? Doch nicht etwa gegen Thyssen
oder Krnpp, die öffentlich des Landesverrats bezichtigt
worden sind, oder gegen Stinncs, der des Millionen¬
betrugs überführt ist? Nein, sie richten sich gegen die
Arbeiter, die gegen die Ausbcutuug und die Ver¬
elendung protestirren, (Sehr wahr! bei den Kommu-
nisten.) Gegen wen richtet sich Ihre Strafvollstreckung?
Sitze» in den Zuchthäusern vielleicht diejenigen, die
hier mit sanften Worten und mit der Milch der
frommen Dentungsart glaubcu, das Volk besoffeu
macheu zu töunen, wenn sie einige schöne Phrasen von
der Not der Erwerbslose», uou der sittliche», mora¬
lische» und materiellen Nut reden. Diese Herren mit
den Gehältern von 2N0N0, .A!00N, 1(,!M> Mark, die
Direktoren uud Aufsichtsratsmitglicdcr der Groß¬
industrie, scheren sich dcu Teufel um das Grwerbslosen-
elcud (Lebhafte Zustimmung bei den Kommunisten)
und Ihr Staat, Ihre Polizei, Ihre Justiz, Ihre Ge¬
fängnisse sind mir Machtmittel in Ihren Häudeu, um
die unterdrückte, ausgebeutete Klasse niederzuhalten
uud zu verhindern, daß sie Euch zum Teufel jagt. (Zu¬
ruf eines kommunistischen Abgeordneten: Auch die
kommen einmal dran!)

Gegen wen richtet sich der kapitalistischeStaat?
Gegen wen richten sich seine Machtmittel? Nur gegen
die Arbeiterklasse. Und die Herrschaft der Bourgeoisie,
die Herrschaft der kapitalistische» Klasse ist weiter »ichts
als die brutale bürgerliche Diktatur, wenn auch mit
einigen demolratischcnVerkleidungen. Sie können den
Arbeitern heute, Gott sei Daut, schon nicht mehr er¬
zählen, das; wir eine soziale Demokratie haben, sondern
die Arbeiter wissen, daß das, was Sie Deinotratie
nennen, diese kleinen demokratischenFeigenblätter, die
Sie hin uud wieder uoch gebrauche»,mir Verkleidungen
sind für die offene, brutale bürgerliche Diktatur. Wir
sagen: Der Staat ist immer das Uuterdrückuugs-
iustrumeut in den Häudeu eiucr Klasse. (Sehr richtig!
bei den Nationalsozialisten.) Und dieser Staat ist das
Unterdrückungsinstrumeut ,u den Händen der kapita¬
listischen Klasse; sie übt ihre Diktatur mit einigen demo¬
kratischen Verkleidungen ans. (Abgeordnete Frau
Esser: Sehr richtig! Znrnf des Abgeordneten !),'. Ley:

:Wic in Rußland! Antwort des Abgeordneten Dnnder:
-In Rußland spricht mau uicht vou Demokratie!) Ich
bin immer froh, wenn man mir dnö Wort Rußland
zuruft; dann lauu ich Ihuen uämlich am besten ant¬
worten. Sie wissen nämlich vou Nußlaud nichts. Wir

-.leugnen nicht, daß wir in Rußland eine Diktatur
Haben. Das ist der Unterschied: Sie sagen, Sie hätten
eine Demokratie nnd haben in Wirklichkeit ciuc bru¬
tale bürgerliche Diktatur. Wir sagen offen: Wir
haben die proletarische Diktatur. Der Unterschied
ist mir der, daß in Deutschland ein paar
Hnnderttanscnde über die Millionen Arbeiter dik¬
tieren, während drübcu iu Rußland R> Prozent

der Bevölkerung über 5 bis 10 Prozent dik¬
tieren, nämlich über diejenige», die sich nicht fügen
können. Der Unterschied ist also, daß wir ehrlicher
sind als Sie. Wir sagen, in Rußland besteht die. Dik¬
tatur, während Sie sagen, es bestehe hier die Demo¬
kratie. Ihre Demokratie geht soweit, daß man den
ProUiuziallaudtagsabgcordurten praktisch das Mandat
aberkennen kann, das Ihnen die Wähler draußen ge¬
geben haben.

Warum geheu wir iu dieses Parlament? Wir
machenuns keine Illusion, daß durch dieses Parlament
etwa die Lage der Arbeiter wesentlichgebessertwerden
könnte. Wir machen nns keine Illusion, als ob die Not,
das Eleud, die Ausbeutung durch das demokratische
Parlament beseitigt werden könnte, sondern wir wissen,
die Ausbeutung, das kapitalistischeSystem, der Kapi¬
talismus überhaupt wird nicht beseitigt durch die
Demokratie, wie Sie sie haben, wird nicht beseitigt
durch Ihre Wirtschaftsdemokratie, durch Ihr Hiuciu-
wnchseu iu den Staat. — Gott sei Dank sitzen die, die
bei Euch hiuciuwnchseu,ja gleich vorn —. Die Aus¬
beutung, das Elend der Arbeiter köuucu uur über¬
wunden werden durch die Ueberwiudung des kapita¬
listischen Systems, durch die Ablösung dieses bankrotten
Systems.

Der Herr Landeshauptmann hat vorhin in seiner
Etatsrede eine kommunistische Agitationsrcde mit
falschemVorzeichen gehalten. Er hat glänzend dnr-
getan, wie bankrott das kapitalistischeSystem ist, wie
der Kapitalismus uicht eiumal iu der Lage ist, seine
Sklaven zn ernähren, sondern daß das System fanl,
morsch nnd bankrott ist nnd nur darauf wartet, be¬
seitigt uud gestürzt zu werden. Wir sagen: Die Be¬
seitigung des Kapitalismus geschiehtuicht im Parla¬
ment; sie geschieht draußen nnf der Straße, sie geschieht
in den Fabriken durch die Orgnuisieruug des revo¬
lutionären Kampfes der Arbeiter gegen die Bour¬
geoisie. Uud warum gehen wir hierhin? Wir erfüllen
hier dieselbe Aufgabe, wie wir sie draußen erfüllen,
weuu wir bei dcu Demonstrationen sprechen nnd den
Arbeitern dcu Weg aufzeige», deu sie gehen müssen.
Wenn Sie hente Ueberfnllkommandos in den Landtag
gebracht haben (Widerspruch) — das schciucuSie uoch
uicht zu wisse», Sie siud schlecht informiert — und
wenn Sie sie das letzte Mal schon hineingebracht haben,
obwohl nnr ein Kommuuist ausgeschlosscu werden
mußte, wenn Sie die Polizei hereinholen, weil Sie be¬
fürchten, daß Sie vielleicht die 2l Kommnnistcn hin¬
ausschmeißen müßten, so will ich Ihnen uur sageu:
Die Erwerbslose», die draußen auf der Straße demon¬
strieren, stehen nnch dem Gummituüppel uud der
Polizei macht gegeuüber. Wir haben hier keine andere
Aufgabe, als weuu wir bei den Arbeitern sind nnd mit
ihnen demoustriereu. Deswegen werden Sie nns durch
Ihre Parngraphcn und anch durch deu Gummiknüppel
uicht cinschüchteru tüuucu. (Lauter Beifall bci den



77. Rheinischer Proviuziallandtng, 2. Sitzung am 7. April 1930. 2?

Komnmnisten.) Wir gehen hierhin, um von hier ans
ebenfalls den Arbeitern den Klassencharakter dieses
Parlaments aufzuzeigen, um ihnen darzntun, daß sie
von hier nichts zn erwarten haben, daß ihre christlichen
uud suzialdcmotratischcuFührer — die wohlbestallten
Gcwcrkschaftsbeamtcn,für die die soziale Frage ja anch
gelöst ist (Sehr gnt! bei den Kommunisten,), sie ver¬
raten und betrogen haben. Wir stehen hier, um von
der Tribüne des Parlaments das auch zn sagen. Ich
glaube, Sie haben jetzt begriffen, daß unsere Opposition
eine prinzipielle und grundsätzliche ist. Die, die uns
hierher geschickt haben, haben uns nicht hierher geschickt,
das; wir uus vor dcu Paragraphen Ihrer Hauskuechts-
ordnnng beugen, soudcrn daß wir ihre Auffassung
vertreten uud ihre Iuteressen wahrnehmen, mich wenn
Sie uns ans dem Parlament hinauswerfen. (Sehr gnt!
bei den Kommunisten.)

Was ist diese Geschäftsordnung? Ich habe bei
früherer Gelegenheit schon einmal gesagt: Man will
ein Strafgesetz für diejeuigcu Abgeordnete» schaffen,
die sich nicht willig einfügen in den Block, der von
Herrn Strunk bis hinüber zu Herrn Silverberg geht.
Der Herr Oberbürgermeister Hartmann hat die
Freundlichkeit gehabt, mir das zn bestätigen: Ja, wir
wollen Orduuugsstrafeu festlege,!,d. h. derjenige Ab¬
geordnete, der es wagt, die Meinung seiner Wähler in
diesem demokratisch gewählten Parlament zu sage»,
Mus; bestraft werden.

Die Beschränkungder Rechte der Opposition hier in
diesem Parlament steht in engem Zusammenhang nnt
der Faschisirrnng des gesamten Staatsapparats. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.) Der Polizcitrrror, tue
Ausrüstung der Polizei mit Scheinwerferwagen, mit
Maschinengewehren und mit Maschineupistolcu, die
Versuche des Herr» Zörgicbcl mit Träueugas, das
sind die Zeichen der Faschisieruug dieses Staates. Au
der Spitze steht jetzt Herr Brüuiug, hinter ihm steht
Herr Hugenberg, uud er hat sich vorsorglicherweise
mich die Freundschaft des Stahlhelms gleich gesichert,
sie geht bis nach Herrn Schiele nnd Herrn Trcuirnnus,
diesen waschechtenFaschisten. Die Faschisieruug des
Staatsapparates spiegelt sich auch Wider iu der Faschi¬
sieruug uuserer Geschäftsordnung.

Der Herr Landeshauptmann hat vorhin dir große
Nut geschildert uud hat auch ciuigc Male mit vor¬
sichtigen Ausdrücke» auf die »ntiounleu Gefahre» hin-
Newicsen. Herr Landeshauptmann, ich habe Sie sehr
Mit verstnudeu. Die uatioualeu Gefahren sind bcr
Ihnen die politischen Gefahren, nämlich die Gefahren,
daß die Erwerbslosen, diese 270 000, allmählich ci»-
srhr», es geht nicht mehr, nnd daß diese 270 000 nicht
"lleii, bleibe», su„der» daß die 000 000 Arbeiter m
unserer Provinz mit ihnen gemeinsam allmählich zn
der Ueberzeugung kommen: Gs ist nichts mit unserem
brrru Landeshauptmann, es ist auch nichts nnt Iarres,
Bracht uud Hartmauu, souderu Wir müsseu die Kerle

allesamt zum Teufel jagen. (Zuruf links: Wir müssen
den Hanptmnnn gefangen nehmen!) Sie befürchten
auch, daß wir jetzt angesichtsder Zuspitzung, angesichts
der wachsenden Krise, angesichts des Bankrotts des
kapitalistischenSystems nnd angesichts des Bankrotts
des Faschistenterrurs auch hier im Parlament schärfer
gegen Sie auftreten werden. Das werden wir tun,
Weil es den wachsenden Kampf der Arbeiterklasse
draußen gegen die Unterdrückung widerspiegelt.

In dieser Verbindung zeigt sich die Rolle der
Sozialdemokratie. (Zuruf eines kommunistischenAb¬
geordneten: Das sind die Scharfmacher!) Sind es nicht
Sozialdemokratcn gewesen, die das Republikschutzgeseh
gemachthaben? Ist es nicht Scpering gewesen, den
der Ruhm Wismarcksnicht schlafen ließ, der ein neues
Sozialistengesetz aushecken mußte? (Zuruf eines
kommunistischen Abgeordneten: Iwdas hat schon seine
Silberliuge weg!) Ist es nicht Zörgiebel gewesen, der
im vorigen Jahre allein in einer einzigen Stadt
N Arbeiter erschießen ließ? Ist es nicht Dr. Meyer i,n
15>.islmrg gewesen, der beim letzten Holzarbeiterstreit
die Streikposten der Holzarbeiter in brutalster Weise
niederknüppelnließ? AusgerechnetDr, Meyer, das Mit¬
glied des Holzarbeitcoverbandes, Sind es nicht überall
sozialdemokratischc Polizeipräsidenten, die am schärfsten
gegen die Erwerbslose!, und gegen die Arbeiter vor¬
gehen? Anch hier zeigt sich dasselbe: Der Antrag ans
Verschärfung der Geschäftsordnung ist ausgegangen
von den Sozialdemokratcn. Herr Haas, der zukünftige
Oberpräsident von Hessen-Nassau,ist es gewesen, der
sich hier einmal Produziert hat. Wahrscheinlichwollte
er den Befähigungsnachweis für die Oberpräsidenten¬
schaft von Hessen-Nassauerbringen.

Augenblicklichmimen ja die Sozialdrmukrntrn im
Reich etwas Opposition. Aber die Regierung Vrüning-
Treviranns arbeitet mit dem Polizeiterror, der von
Sozialdemokratcn geleitet wird, gegen das Proletariat;
sie arbeitet mit den sozialdemokratischenPolizeipräsi¬
denten nnd den sozinldemukratischenUnterdrückungs¬
gesehen. Hier zeigt sich ganz deutlich, daß die Sozial¬
demokratische Partei keine marxistischePartei mehr ist
(Zuruf des Nbgeordueten Hoffmnuu: Sie schwindeln
sich was znrecht!), ja, daß sie nicht einmal mehr eine
Partei der Interessenvertretung der Arbeiter ist, sou¬
dcrn daß ihre Spitzen zum größten Teil hinein¬
gewachsen sind in den kapitalistischen Staatsapparat
nnd daß ihre Interessen gleich laufen mit den Inter¬
essen aller kapitalistischenParteien. (Sehr gnt! bei den
Kommunisten.)

Nun einige Worte zn den vorgesehenenVerschlechte¬
rungen. Der § 28 hat eine Verschärfung erfahren, wie
Wir sie in keinem Parlament in ganz Deutschland
habcu. In Zukunft kauu ei» Nbgcorduetcr auf sechs
Tage ausgeschlossen werden und, wenn er die Sitzung
nicht sofort verläßt, kann er erstens einmal fiir den
Verlauf der ganzen Tagung ausgeschlossen werden;
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darüber hinaus aber kann sein Ausschluß nuch bis in
die nächste TngnngSperiodc hineinlaufen. Im Ge-
schäftsordnnngsanSschuß haben es die Herren ganz
deutlich formuliert, und einige habe» selbst Bauch-
schnicrzeu gehabt. Ginige haben gesagt: Können wir
dcnu überhaupt einen Abgeordneten ein ganzes Jahr
laug von den Sitzungen des Landtages ausschließe»?
(Zuruf des Abgeordneten Dnndcr: Das ist Demo¬
kratie!) Ist es überhaupt möglich, daß wir den Ab¬
geordneten fetzt ausschließen, nud bei der nächste»
Tagung darf er noch uicht wieder au deu Sitzungen
teilnehmen? Herr Abgeordneter Or. Goldschmidt hat
dann gesagt: Dann soll er wenigstens für die ersten
drei Tage der nächstenTagung draußeu bleiben, dann
kauu er die anderen drei Tage drinnen sein. Das be¬
deutet praktisch die Gutziehung eines Mandats eines
Abgeordneten. Herr !)r. Inrres, unser ehrenwerter
Vorsitzender, hat das ja selbst zugegeben. Er hat ge¬
sagt, es wäre so seiu Ideal, daß mau eventuell dem
Abgeordnete!! das Mandat aberkennen könne. (Znrnf
des Abgeordneten Marx: Genau wie iu Rußland!) -
Reden Sie nicht von Rußland, Sie verstehen nichts von
Rußland, Sie verstehen nicht, was dort vor sich geht.
- (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Herr Gberlc hat es

ihm ins Ohr geblasen, Herr Iarrcs ist noch nicht ein¬
mal selbst darauf gekommen!) In der Geschäftsurd-
»ungsausschnßsitznng hat Herr Or. Iarres auch ge¬
sagt: Was wullcu wir mit einem Ausschluß? Ich habe
gesagt: Sie schaffenhier Strafmaßnahmeu. Eiues der
Mitglieder sagte: Nein, das wäre gegen die Würde des
Parlaments, daß wir Strafmaßnahmen schaffen. Herr
». Iarrcs hat gesagt: Nein, keine Strafmnßnahmen:
wir wollen bloß damit zum Ausdruck bringen, daß
Wir einen bestimmten Abgeordneten nicht mehr in
unseren Reihen dulden wollen. Eines Tages beschließen
Sie hier mit Mehrheit, daß die gesamte kommunistische
Fraktion nicht mehr in Ihre ehrenwerte Versammlung
gehört und diesen Raum zu verlasse» hat. — Ich zeige
hier nur a»f, wuhi» Ihre Demokratie führt. Die aus¬
geschlossenen Abgeordneten sollen keine Tagegelder er¬
halten. (Zuruf des Abgeordnete» Duuder: Darauf
Pfeifen wir!) Haben Sie sich überlegt, welche
Schmach Sie damit Ihrer Demokratie angetan haben?
Haben Sie sich überlegt, wie gründlich Sie Ihre
Demokratie damit blamiert haben? Die Diäten,
die Tagegelder, das sind die Prämien für die
Wohlnnständigkcit im Parlament. Nun, Sie haben es
in der Mehrheit beschlossen, und Sie werden es auch
heute beschließen:Der Abgeordnete, der ausgeschlossen
lst, verliert seine Diäten. Sie haben damit nur gezeigt,
daß auch dieses Parlament hier verdächtige Aehnlich-
teit hat mit anderen Einrichtungen der großkapitalisti¬
schen Institutionen, daß mich hier die Demokratieeine
Frage der Finanzen geworden ist.

Wir haben beantragt, daß die Verschlechterung in
bezug auf die Unterstützung eines namentlichen An¬

trages aus der Gcschäftsordnuug herausbleibt. Bis
her kouuten 15 Abgeordnete den Antrag auf nament¬
liche Abstimmung stellen. In Zukunft tonnen es nur
noch 25. Beabsichtigt war sogar, daß ein Drittel aller
Abgeordneten erst in der Lage sein sollte, die nament¬
liche Abstimmung zu verlangen. Das heißt, hier in
diesem Parlament gibt es überhaupt nnr eine Fraktion,
die namentliche Abstimmung verlangen kann; das ist
das Zentrum, uud alle anderen haben rnhig zu seiu.
(Zuruf des Abgeorducteu Nr. Dichgans: Das gcuügt
ja auch! Heiterkeit.) Das genügt Ihnen natürlich, ich
weiß es, nnd Äcr Herr, der in der zweiten Bank sitzt,
Bankier Louis Hagen, ist der tonangebende Mann.
Man beabsichtigtalso, alle Fraktionen, mit Ausnahme
des Zentrums, von der Berechtigung auszuschließen,
namentliche Abstimmung zu verlangen. Wir geben zu,
hier braucht mnu schon keine schwarze Koalition mehr;
hier im Rheinland ist der schwarze Block bereits Legis¬
lative nnd Exekutive in einer Person. Wenn Sie den
Arbeitern weismache« wollcu, sie hättcu hier eiue
Demokratie uud gebrauchten hier demokratische Mittel,
so geschieht das nur im Interesse der Bcschwiudcluug
Ihrer Wähler, im Interesse der Veschwindelung der
breiten Werktätigen Masse.

Wir haben eine Reihe vo» Anträgen gestellt, zu¬
nächst Antrage, die Zahl der Kummissionsmitgliedcrzu
erhöhen, um einerseits anch den kleinen Fraktionen die
Möglichkeit zu geben, an der Kommissiunsarbeit teil¬
zunehmen, und um andererseits so das demokratische
Element in unserem Parlament wenigstens in etwa zu
wahren. Es ist eine Sathrc, daß in diesem demokrati¬
schen Parlament Sie, die angeblich eingefleischten
Demokraten, Stück für Stück von der Demokratie,ab¬
brechennnd daß wir, die Oppositionspartei, die letzten
Reste der Demokratie noch verteidigen müssen.

Wir haben beantragt, daß die Abgeordneten das
Recht haben, Akten einzusehen, die bei der Provinzial-
verwaltuug liegen. Wir haben beantragt, daß die Pro-
viuzialverwaltuug verpflichtet wird, den Abgeordneten
über bestimmteFragen Auskunft zu gebe». Wir haben
beantragt, diese Diuge i» die Geschäftsordnung auf¬
zunehmen, obwohl wir uns darüber klar waren, daß
Sie diese Dinge ablehnen würden. Wir haben nus
leine Illusionen gemacht, als ob Sie unsere Anträge
zur Geschäftsordnung annehmen würden.

Schon als vom Oberpräsidenteil Haas die Anregung
kam, die Geschäftsordnung zn verändern, haben wir
gewußt, daß die Geschäftsordnung verschlechtertwerden
sollte. Wir haben gewußt, daß Sie, meine Herren von
der Arbeitsgemeinschaft bis zu den Sozialdemolratcu,
fu gut wie Sie für den Ausschluß von Kommunisten
stimme», so gut, wie Sie iu den Reichs- nnd Lcinder-
Parlnmeutcu die HauSkuechtdiktatur handhaben, anch
hier dafür stimmen werden. Sie haben von der Ob¬
struktion gesprochen. Eigentlich ist es schon nicht mehr
zulässig, Euch (zu den Sozialdcmokraten) daran zu er'
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innern, daß auch Ihr einmal eine proletarische Partei
wäret, daß Ihr im Deutschen Reichstag, unter dem
Dreiklassenparlament nnd noch vor einigen Jahren in
Oesterreichdie schärfste Obstruktion betriebe» habt. Wir
sage» als Opposition: Das Recht der Obstruktion ist
ein parlamentarisches Recht, ist ein Recht der Oppo¬
sition, die die Auffassungen ihrer Wähler vertritt.
Aber Sie sind schon so weit korrumpiert, daß Sie sich
der Zeiten eines Nebel, der Zeiten eines Kampfes
gegen die bürgerliche Herrschaft nicht mehr erinnern
können.

Stellvertretender Vorsitzender Ebcrle: Ich rufe
Sie zur Ordnung. (Zuruf eines kommunistischenAb¬
geordneten: Wenn einer die Wahrheit sagt, wird er
zur Ordnung gerufen!)

Abgeordneter Selbmann: Wir machen uns
keine Illusion über den Charakter dieses Parlaments.
Sie werden mit dieser verschlechterten Geschäftsordnung
regieren. Sie werden noch mehr als bisher den Willen
der Opposition niederdrücken. Sie werden noch mehr
als bisher zu verhindern suchen, daß die Opposition
ihre Meinung zum Ansdrnck bringt. Sie werden noch
mehr als bisher alle Mittel, die Ihnen zur Verfügung
stehe», anwenden, nm vor allen Dingen die Kommu¬
nisten, diese unliebsamen Störenfriede dieser erlauchten
Gesellschaft,aus dem Parlament hinauszuwerfen. Sie
werden nicht davor zurückschrecken,davon bin ich über¬
zeugt. Und Herr Iarres gibt uus die Garantie dafür,
daß es nicht mehr lange dauern wird, bis wir unter
öem Schutz des Leutnants mit den zehn Mann tagen.
Sie haben die Verschlechterungdieser Geschäftsordnung
beantragt. Sie werden die Verschlechterungdieser Ge¬
schäftsordnung mich durchführen. Sie reden davon,
wir zerstörten die Würde nnd das Ansehen des Par¬
laments. Haben Sie sich einmal bei den Arbeitern er¬
kundigt, was dieses Parlament und dieser Parlamen¬
tarismus noch für einen Kredit haben? Der Kredit bei
den Arbeitern ist längst fntsch. Der Kredit der Demo¬
kratie, der Kredit des Parlamentarismus ist längst zer¬
stört, nnd durch eiue solche Verschlcchteruugder Ge¬
schäftsordnung machen Sie alle Anstreuguugeu, um tue
Ehre und den Kredit der Demokratie nnd des Parla¬
mentarismus noch weiter zn zerstören.

Sie werden diese Geschäftsordnung annehmen, Sie
werden mit ihr regieren, Sie werden das tun, was lch
Ihnen im Ausschuß schou gesagt habe. Sie werden da¬
mit der Opposition keinen Schlag versetzen. Sie werden
nur dem Parlamcutarismus und der bürgerlichen
Demokratie einen Schlag versetzen nnd werden dazu
beitragen, daß die Arbeiter noch viel eher erkennen daß
diese Demokratie nur ein Feigenblatt der bürgerlichen
faschistischen Diktatur ist uud daß diesem System em
^"de bereitet werdeu muß, daß eine Herrschaft anf-
llcrichtct wecken muß. wo wir nicht gegen d« Ar¬
beiter regieren werden, aber gegen die Konter¬
revolution und gegen die Kapitalisten, die sich unserem

Ausbau nicht fügen können. Sie werden nns mit
Ihren Hausknechtparagrapheu nicht hindern, unsere
Aufgabe hier im Parlament durchzuführen, hier immer
Mieder unsere Meinung zu sngeu uud von der Tri¬
büne des Parlaments ans die Arbeiter draußen zin
mobilisieren zn dem Kampf, der Ihnen nnd Ihrem
Parlament mitsamt Ihrer Geschäftsordnung endlich
den Gnadenstoß geben wird nnd Sie zum Teufel be¬
fördert. (Lauter Beifall und Händeklatschen bei den
Kommnnistcn.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberlc: Ich mache
darauf aufmerksam, daß es nicht üblich ist, in diesem
Hanse zu klatschcu. (Zuruf des Abgeordnete» Dnnder:
Beifall nnd Händeklatschen,das klingt aber sehr schön!)

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hante.
Abgeordneter Hanke: Meine Damen und Herren!

Ich muß, ehe ich mit meinen Ausführungen beginne,
zunächst einmal feststellen, daß anscheinendder Größen¬
wahn der Präsidenten in den kleinen Landtagen immer
grüßer Wird, wie wir es eben gesehen haben. Selbst
im DeutschenReichstag ist es den Abgeordneten nicht
verwehrt, ihren Beifall durch Händeklatschen zum
Ausdruck zu bringen. Die SozialdemokratischePartei
machte selbst reichlich Gebrauch davon, besonders bei
den letzten Verhandlungen im Reichstag.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Herr
Abgeordneter Haake, ich mache Sie darauf aufmerksam,
daß es Ihnen nicht zusteht, meine Geschäftsführung
in dieser Weise zu kritisieren, (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Lev: Was ist ,de»n hier überhaupt noch
gestattet?)

Abgeordneter Haatc (fortfahrend): Wir National¬
sozialisten haben das Recht, unserer Auffassung Aus¬
druck zu verleihen, daß ein kleiner Provinziallandtags-
präsident sich anmaßt, noch mehr Verschärfungen ein¬
zuführen als der sozialdemokratische Reichstngspräsident
Loebe.

Stellvertretender Vorsitzender Lberle: Herr
Abgeordneter, ich rufe Sie zur Ordnung. (Zuruf des
Abgeordneter Dr. Leh: Weshalb denn das?)

Abgeordneter Haake fortfahrend): Wenn der
kommunistischeAbgeordnete Selbmann eben meinte,
daß man hier in diesem Hause Metteruich eingeführt
habe, so muß ich sagen, daß dieser Vergleich doch sehr
stark hinkt. Ich bin der Meinung, daß sich wahr¬
scheinlich Mctternich noch im Grabe herumdrehen
würde, wenn er diese kümmerlichen Versuche kleiner
Bonzen sähe, ihn in seiner damaligen Tätigkeit nach¬
zuahmen. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.)
Wir Nationalsozialisten lehnen auch dieses parlamen¬
tarische System ab. Wir Nationalsozialisten erkämpfen '^
auch die Diktatur. Wir Nationalsozialisten erklären '
aber: Weun uns schon einmal uuserc Volksgenossen
da draußen im Lande aus Verzweiflung und Ent¬
täuschung über das Versagen der bisherigen großen
Parteien in die Parlamente hincingeschickthaben, so
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haben wir natürlich auch das Recht und die Pflicht,
aus diesen Parlamenten das letzte herauszuholen, um
den Zusammcnbruch des Mittelstandes und der schaf¬
fenden Massen drangen aufzuhalten. (Zuruf des Ab¬
geordneten Nenner: Sogar die Frickfraktion!) Sie,
meine Herren, reden hier von der Frickfraktion. Sie
wissen genau, daß die Nationalsozialisten in Thüringen
den Beweis erbracht haben, daß wir, im Gegensatzzu
den anderen Negicrungskoalitionsparteien, die stets
vom Sparen reden und nicht daran denken,anfangen,
bei den Ministergehältcrn abzubauen. (Sehr gut! bei
den Nationalsozialisten.) Sie können hier durch Ihre
Ginwürfe nicht das geringste daran ändern, daß durch
den Einfluß des Nationalsozialismus Thüringen heute
d e r Bundesstnat in Deutschland ist, der die billigsten
Ministergehälter hat.

Meine Damen und Herren! Sie haben in der
Reichsverfassung einen Artikel 1, der besagt, daß alle
Staatsgewalt vom Volke ausgehen und das Volk sich
selbst regieren soll. Mit dieser neuen Geschäftsordnung
haben Sie aber den Beweis erbracht, daß Sie dieser
Ihrer eigenen Verfassung ins Gesicht Magen, wenn
es Ihnen paßt. Wir Nationalsozialisten haben hier
sechs Abgeordnete, haben also mehr als die Fraktions-
stärke. Aber wir sehen, wie Sie hier im Hause alle
Hebel in Bewegung sehen, um uns Nationalsozialisten
von der sachlichen Arbeit in den Kommissionen und
den Ausschüssenauszuschließen (Zuruf links: Fauler
Zauber!), um uns Nationalsozialisten an unserer parla¬
mentarischenTätigkeit hier in diesem Hause zu hindern
(Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten). Sehen Sie,
diese Geschäftsordnung, mit der die verschiedensten
Provinziallllndtage bisher mehr oder weniger gut ihre
Tagungen durchgeführt haben, ist plötzlich, seitdem wir
Nationalsozialisten hier im Parlament erschienen sind,
änderungsbedürftig geworden. (Sehr gut! bei den
Nationalsozialisten.) Wir sehen, daß in dem Augenblick,
wo wir Nationalsozialisten hier im Provinziallandtage
erscheinen,Sie diese Geschäftsordnung umwandeln in
ein Strafgesetzbuchzur Bestrafung Ihnen unliebsamer
Abgeordneter. (Zuruf links: Ginbildung ist auch etwas
wert!) Das ist vor allen Dingen hier im 8 28 der
Fall, wo es im Absatz 2 heißt: Wegen grober Ver¬
letzung der Ordnung kann der Vorsitzendeein Mitglied
bis zu 8 Sitzungstngen von der Teilnahme an der
Verhandlung ausschließen. Wir haben gefragt, was
denn unter grober Verletzung der Ordnung zu ver¬
stehen sei. Darauf erklärte Herr Oberbürgermeister
l)>'. Iarres, daß er darunter eine tätliche Beleidigung
verstehe. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Inrres: Das
hat er nicht gesagt!) Jawohl, das haben Sie gesagt.
Darauf habe ich beantragt, daß an Stelle der Worte
„grobe Verletzung der Ordnung" der Ausdruck „tätliche
Beleidigung" eingefügt werde, damit das vollständig
klar sei. Unter grober Verletzung der Ordnung kann
man alles mögliche verstehen. (Abgeordneter Dr.

Iarres: Jawohl!) Die anderen Ausführungen, Herr
Oberbürgermeister, haben Sie erst nachher gemacht,
nachdemich das beantragt hatte. So liegen die Dinge
in Wirklichkeit. Die Bestimmung dieses Artikels, daß
Sie Abgeordnete nicht nur für eine Sitzungsperiode,
sondern auch noch für die nächste Sitzungsperiode aus
dem Parlament ausschließentonnen, ist doch eine der¬
artige Ungeheuerlichkeit, eine derartige Verschärfung
der Geschäftsordnung, wie sie in keinem anderen
Parlament, weder im Reich noch in Preußen, besteht.
Wir erkennen daran klar, daß diese Umänderung der
Geschäftsordnung einzig und allein von dem Willen
getragen ist, die Opposition dieses Hauses mundtot zu
machen und die Abgeordneten der Opposition unter
Umständen möglichst lange von den Sitzungen des
Hauses fernzuhalten. (Sehr gut! bei den National¬
sozialisten.) Dadurch, daß Sie einen Abgeordneten
sogar über ein ganzes Jahr, zum Teil noch bis in die
nächste Sitzungsperiode hinein ausschließen wollen,
verstoßen Sie klar und deutlich gegen die Meinung
Ihrer eigenen Verfassung. Wir sehen, daß Sie hier
in diesem Falle Ausnahmegesetzegeschaffen haben, die
sich ausschließlich gegen die nationalsozialistische Be¬
wegung richten. (Sehr gut! bei den Nationalsozia¬
listen.) Sie wissen, daß in den vergangenen Jahren
hier auch Abgeordnete der Kommunistischen Partei
gesessenhaben. Man hat aber in den vergangenen
Jahren nicht daran gedacht, ein derartiges Strafgesetz¬
buch zur Bekämpfung oppositioneller Abgeordneter zu
schaffen. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.)
Dieses Strafgesetzbuchist von diesem Hause erst in dem
Augenblick für notwendig befunden worden, wo wir
Nationalsozialisten hier eingezogen sind.

Wir Nationalsozialisten haben heute morgen bereits
hier erklärt, daß wir den Antrag gestellt haben: „Die
Zahl der Mitglieder der Ausschüssesoll in der Regel
15 betragen, jedoch muß jede Fraktion mindestens mit
einem stimmberechtigtenMitglied vertreten sein." Wir
haben ferner beantragt: „Der Provinziallandtag wolle
beschließen,die Provinzialkommissiouen dahin zu er¬
weitern, daß von jeder Fraktion mindestens ein
Mitglied denselben angehören kann." In einem
demokratischenStaatswesen, von dem die IMprozen-
tigen Republikaner behaupte«, daß es das freiheitlichste
Staatswesen und die freiheitlichste Demokratie der
Welt sei, ist es doch das wenigste, was man verlange»
kann, daß aus den fraktionsstarken Parteien je ein
Abgeordneter in den Kommissionen und Ausschüssen
vertreten ist. Aber auch hier sehen wir wieder, daß
sich dieses Parlament über alle bisherigen parlamen¬
tarischen Gepflogenheiten hinwegsetzt. Wir National¬
sozialisten wissen ganz genan und sehen es auch an den
verschiedenenParagraphen, die Sie umgeändert haben,
daß Sie sich selbst nicht so ganz Wohl in Ihrer Haut
dabei fühlen. Wir sehen es vor allen Dingen klar an
den dauernden Veränderungen des tz V. In der ver-
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gangenen Geschäftsordnungssitzung betätigte sich der
Herr Oberbürgermeister Iarres, den wir ja hier als
unseren ersten Präsidenten die Ehre haben zu besitzen
(Zuruf des Abgeordneten Renner: Gin Freund von
Hugenberg!), in einer Art und Weise, aus der man
klar und deutlichheraushören konnte, daß er versuchte,
hier in diesem Parlament so eine Art Diktator zu
spielen. (Zuruf eines nationalsozialistischen Abgeord¬
neten: Mussolini in der Westentasche!) Zuerst lautete
der 8 39 folgendermaßen: „Namentliche Abstimmung
können 15 anwesende Abgeordnete bis zur Eröffnung
der Abstimmung verlangen". Dieser Antrag wurde auf
Verlangen und Antrag des Herrn Präsidenten Iarres
umgeändert in die Fassung: „Namentliche Abstimmung
kann von einem Viertel der anwesenden Abgeord¬
neten bis zur Eröffnung der Abstimmung verlangt
werden. Das ist die erste Umänderung, die geschah.
Heute wurde dieser Paragraph aber wieder um¬
geändert. Einmal wurde vorgeschlagen, den Para¬
graphen wieder so in die Geschäftsordnung aufzu¬
nehmen, wie er damals bestanden hat. Ein anderer
Antrag lautete dahin, an Stelle des Viertels der
anwesenden Abgeordneten zu sagen: 25 Abgeordnete.
Sie sehen an diesemFalle, wie man sich unwohl fühlt,
wie man genau Weiß, daß man sich hier im Unrecht
befindet, wie man genau weiß, daß die erste Neufassung
zu scharf war. Die ursprüngliche Fassung war an¬
scheinend zu milde. Nun will man ein Mittelding
finden. Diese Umänderungen haben sich damals im
Geschllftsordnungsausschußabgespielt. Der Herr Ober¬
bürgermeister Iarres und verschiedeneandere Herren
stellten sich dahin und redeten: „Diese Vorgänge im
Geschäftsordnungsausschuß, diese Umänderungen der
Geschäftsordnung spielten sich einzig und allein deshalb
ab, um den Schutz der Minderheiten hier im Parlament
3« gewährleisten". (Hört, hört! bei den National¬
sozialisten.) Man müsse doch zum Schutzeder Minder¬
heiten im Parlament etwas tun. Das Wort „Schutz
der Minderheit" war in dem Geschäftsordnungs¬
ausschuß fast in jedem Satz enthalten, der gesprochen
wurde. Und was haben Sie getan? Unter diesen
demokratischen Redensarten, unter dieser Heuchelei,
haben Sie diese Geschäftsordnung in der unglaub¬
lichsten Art und Weise verschärft. (Sehr richtig! bei
den Nationalsozialisten.) Halten Sie sich doch nur
einmal vor Augen, daß zum Beispiel im Preußischen
Landtag, der 450 Abgeordnete besitzt, 30 Mitglieder
Nenügen, um eine namentliche Abstimmung zu bean¬
tragen. Und dieser größenwahnsinnig gewordene
Vrovinziallandtag (Heiterkeit) . . .

Stellvertretender Vorsitzender Gberle (unter¬
brechend): Herr Abgeordneter, ich rufe Sie wegen dieses
Ausdrucks zur Ordnung (Zuruf: Er ineint sich damit!)
und mache Sie auf die Folge« aufmerksam, die daraus
entstehen, wenn ich Sie zum dritten Male zur Ordnung
rufe,« muß. (Zuruf des Abg. Renner: Hitler, brems!)

Abgeordneter Haake: Dieses Haus, das im
Gegensatz zum Preußischen Landtag mit seinen 450
Abgeordneten nur 160 Abgeordnete zählt, verlangte
zunächst, daß zur Unterstützung des Antrages auf
namentliche Abstimmung ein Viertel der anwesenden
Abgeordneten notwendig sei. AIs die Unsinnigkeit
eines derartigen Verlangens klargemachtwurde, stellte
man sich um uud wollte sich mit 3U Abgeordneten
zufrieden geben. Aber letzten Endes sah man doch ein,
daß in einem Parlament von 160 Abgeordneten nicht
derselbe Maßstab für die Unterstützung des Antrages
auf namentliche Abstimmung angewandt werden kann
wie in dem großen PreußischenLandesparlament. Man
erklärte sich notgedrungen bereit, eine namentliche Ab¬
stimmung zuzulassen, wenn sie von 25 Abgeordneten
unterstützt würde. Wir sehen auch an diesem Beispiel
ganz klar und deutlich, daß man alles tut, um der
Opposition dieses Parlaments den Mund zu ver¬
schließen, um die Opposition in diesem Parlament
einfach unmöglich zu machen.

Bei der Behandlung dieser Dinge im Geschäfts¬
ordnungsausschuß erklärte Herr Oberbürgermeister
Iarres ganz klar und eindeutig: Jawohl, diese Aen¬
derung der Geschäftsordnung richtet sich gegen die
Opposition, gegen die Nationalsozialisten. Er führte
als Beweis an, wir Nationalsozialisten hätten heute
morgen Obstruktion getrieben, indem wir nn Stelle
der vereinfachtenWahl seiner Person zum Präsidenten
dnrch Zuruf Zettelwahl beantragten. Was ist denn
eigentlich hier in diesem Provinziallandtag los? Sie
scheinennoch nicht zu wissen,daß die Obstruktion ein
vollständig gerechtes und berechtigtes parlamentarisches
Mittel ist. (Sehr richtig! bei den Nationalsozialisten.)
Meine Damen und Herren von den Regicrungs-
koalitionspartcien, Sie müßten sich über Obstruktion,
Wie sie in der Geschichte unseres Parlamentarismus
stets getrieben worden ist, einmal eine kleine Vorlesung
von dem neuen sozialdemokratischenOberpräsidenten
von Hcssen-Nassan,Hnas, halten lassen, vor allem über
die Obstruktion, die Sie (zu den Sozialdemokraten) im
Preußischen Landtag und im Reichstag getrieben haben,
wie sich die sozialdemokratischenAbgeordneten einer
nach dem anderen von der Polizei an Händen und
Füßen aus dem Saal haben hinausschlcppen lassen.
Sehen Sie, das sind die Methoden Ihrer kleinen demo¬
kratischenGcdankengängc. Nachdem Sie damals selbst
in der Opposition gestanden nnd diese Opposition bis
zum letzten Rest ausgenutzt haben, nachdem Sie in dem
alten Staat die Opposition soweit getrieben haben,
wie wir Nationalsozialisten sie noch in keinem einzigen
Parlament getrieben haben, kommen Sie hierher und
verlangen, bloß weil wir Nationalsozialisten vielleicht
eine namentliche Abstimmung fordern tonnten, dra¬
konische Strafmaßnnhmen in dieser Geschäftsordnung,
wie sie weder im alten Reichstag, noch im alten Staats-
parlament gegen die Opposition znr Anwendung
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gebracht worden sind. (Sehr richtig! bei den National¬
sozialisten.)

Wir Nationalsozialisten wissen ganz genau, daß wir
mit unserem Kampfe um die Besetzungder Sitze in den
Kommissionen und Ausschüssenim Recht sind. Das;
wir da im Recht sind, geht auch klar und deutlich aus
den Vorkommnissen des Aeltestenausschusseshervor.
Der Aeltestenausschußzeigte sich zunächst absolut nicht
abgeneigt, uns Nationalsozialisten auch mit Stimm-
berechtigung in den Ausschüssen und Kommissionen
aufzunehmen. Man hat doch gerade aus diesem Grunde
damals die Wahl der Kommissionen verschoben,man
hat uns aus diesem Grunde damals sogar noch geraten,
daß wir selbst derartige Anträge einbringen möchten.
Als diese Anträge aber im Geschäftsordnungsausschus;
behandelt wurden, ließ man sie unter dem Ausdruck,
daß man für den Schutz der Minderheiten sorgen wolle,
einfach unter den Tisch fallen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Eises: Sie haben sich eben nicht bewährt!) Daß
Sie sich in diesem Falle im Unrecht fühlen, geht auch
daraus hervor, daß heute der sozialdemokratischeAb¬
geordnete Haas — ich weis; nicht, ob man ihn seht schon
mit Oberpräsident anreden muß (Zuruf >des Ab¬
geordneten Gerlach: Stramm stehen!) — selbst einen
Antrag eingebracht hat, die Zahl der Sitze in den
Kommissionenvon 8 auf 11 zu erhöhen. Damit geben
Sie zu, das; diese Kommissionen nicht ganz richtig
beseht sind. Aber Sie müssen, wenn Sie nicht jeder
Fraktion dieses Recht geben, auch Mgeben, daß Sie sich
da auch wieder anders einstellen, wie in allen anderen
Reichs- und Landesparlamenten, in denen jede Frak¬
tion berechtigt ist, an derartigen Ausschüssen teil¬
zunehmen. (Sehr gut! bei den Nationalsozialisten.)
Wie Sie, meine Damen und Herren, die Opposition
behandeln, wie Sie Ihren Kampf gegen die national¬
sozialistische Bewegung führen, wie Sie Ihre Macht¬
stellung behaupten und Ihr ganzes demokratisches
System für nichts erachten,erkennen wir am besten aus
folgendem: Wir haben die Tatsache zu verzeichnen,das;
wir Nationalsozialisten hier in einer Stärke von sechs
Abgeordneten sitzen, während die Demotratische Partei
nur mit vier Abgeordneten vertreten ist. Aber, trotzdem
die Demokratische Partei nur vier Abgeordnete hat,
hat sie einen Sitz im Provinzialausschuß und einen
Sitz im Staatsrat, wogegen wir sechs Nationalsozia¬
listen vollständig unberücksichtigtgeblieben sind. Meine
Damen und Herren, das ist doch eine verkehrte Welt,
von Ihrem demokratischenGesichtspunkteaus gesehen:
das ist doch eine verkehrte Welt, von Ihrem parlamen¬
tarischen Gesichtspunkteaus gesehen. (Unruhe.) Diese
Ausführungen, die sich auf Tatsachenmaterial stützen,
sind Ihnen unangenehm. Darum versuchen Sie hier,
mich dauernd zu unterbrechen. Sie wissen genau, das;
ich nicht mit Ihnen rede, sondern daß ich für unsere
Volksgenossenauf der Zuhörertribüne oben rede (Un¬
ruhe), um jenen zu zeigen, wie Sie Ihr eigenes demo¬

kratisches System in den Dreck ziehen. Sie tonnen
doch nicht von uns Nationalsozialisten verlangen, daß
wir, wegen eines Stantsratspostens oder eines
Provinzialausschußpostens, nun eine größere Arbeits¬
gemeinschaft bilden und uns mit Parteien und Gruppen
zusammentun, mit denen wir weltanschaulich sowohl
wie national- und sozialpolitisch nicht die geringste
Verbindung haben. Das ist doch ein vollständig un¬
mögliches Verlangen. (Zuruf links: Thüringen!) Ich
kann Ihnen nur eins sagen: Wir Nationalsozialisten
warnen Sie heute noch einmal von dieser Stelle aus.
(Zuruf des Abgeordneten Renner: Wir werden
demnächsterschossen!) Sie haben Zeit, in der nächsten
Geschäftsordnungsausschußsitzung zu entscheiden, ob
Sie unseren berechtigten Forderungen nachkommen
wollen, die der Handhabung in jedem anderen Par¬
lament entsprechen,oder ob Sie Ihre Unterdrückungs«
taktik gegen die nationalsozialistischeBewegung weiter¬
führen wollen. Wir Nationalsozialisten erklären, das;
wir, so lange diese unsere Forderungen nicht erfüllt
sind, mit allen uns zur Verfügung stehenden parla¬
mentarischen Mitteln in diesem Hause Obstruktion
üben werden. Wir Nationalsozialisten sagen Ihnen
weiter: Wenn dieser Landtag sich unseren berechtigten
Wünschen versagt, dann seien Sie, meine Herrschaften,
sich darüber klar, daß Sie hier Äen Dolchstoß in den
Rücken Ihres eigenen demokratischenSystems führen.
(Lauter Beifall bei den Nationalsozialisten und Hände¬
klatschen.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Simon. (Znruf des Abgeordneten Ger-'
lach: Das kann lein Nazi sein, der sieht so jüdischaus!'
Heiterkeit.)

Abgeordneter Simon: Meine Damen und
Herren! Die Abänderung der Geschäftsordnung beweist,
daß die Mehrheitspartcien den Sinn der von Ihnen
dreimal heilig gesprochenen Demokratie selber nicht
verstanden haben. Wenn die Demokratie einen Sinn
hat, den ich als Nationalsozialist ihr zubilligen kann,
so kann es nur der sein, daß ich in solchen Zeiten, wo
weder Köpfe noch Ideen maßgebend sind in einem
Staat, eine Zeit von vollkommener Freiheitlichkeit
schaffe, während der ich die Möglichkeit gebe, daß sich
sowohl Ideen als auch Köpfe entwickeln. (Zuruf des
Abgeordneten Elfes: Wasserköpfe!) Ideen und Köpfe
werden Sie nur finden in Minderheiten, niemals in
dem Brei der Mehrheit, den Sie vertreten. Infolge¬
dessen hätten Sie gerade als Demokraten die ver¬
fluchte Pflicht und Schuldigkeit, dafür zu sorgen, daß
den Minderheiten die Möglichkeit gegeben ist, ihre
Ideen in vollkommener Freiheitlichkeit zu entwickeln,
und daß weiter aus diesen Ideen die Köpfe kommen,
die Sie eines Tages brauchen, um das von Ihnen ver¬
pfuschteSystem wieder zurecht zu machen. (Sehr gut!
bei den Nationalsozialisten.) Weil Sie das nicht tun,
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deshalb schädigen Sie den Gedanken, «den Sie selbst
vertreten. Sie werden auch selbst nicht glauben, daß
Ihre Demokratie berufen ist, das beste Shstem für die
Dauer zu isein. Sie werden mir selbst zugeben, daß
Sie heute schon innerlich darauf warten, daß ein
Shstcm kommt, das das Ihrige eines Tages ablöst.
Dieses neue System ist bereits im Werden. (Zuruf:
In Sachsen und Thüringen!) Sie werden das auch
nicht durch, derartig schnöde Unterdrückungsversuche
verhindern können, wie Sie sie hier bel der neuen
Geschäftsordnung angewandt haben.

Sie verlangen da zum Beispiel, daß die Gnt>-
scheidung über die Zuständigkeit bezüglich eines An»
trngcs, falls Sie in Zweifel gezogen sind, bei dem
Herrn Vorsitzenden liegt. Es wird sich dabei in der
Negel um solche Anträge handeln, wonach der Pro-
vinziallllndtag an die Staats- oder Reichsregierung
Mit Forderungen der breiten Masse herantreten soll.
Wir Nationalsozialisten halten derartige Anträge
durchaus fiir geeignet, die Demokratie in Ihrem Sinne
zur Geltung zu bringen. Die Demokratie soll doch
die Berücksichtigungund Erfüllung des Massenwillens
bringen. Der Massenwille wird diesem Parlament
immer näher fein als dem Reichstage und dem Preu-
Aschen Landtage, der Reichs- und der Staatsregierung
und den übergeordneten Instanzen- Infolgedessen ist
es ganz richtig, wenn Sie die Möglichkeit geben, den
Massenwillen durch deu Provinziallnndtag sowohl zur
Preußischen Staatsrcgierung als auch zur Reichs¬
regierung gelangen zu lassen. Wenn Sie das durch
diesen Passus verhindern wollen, dann beWelsen S:e
damit wiederum, daß Sie an Ihre eigene Demokratie
überhaupt nicht glauben. (Sehr richtig! bei den Na-
tw»,alsoz,ialisten,Zuruf eines sozialdemokrntischenHb-
üeovdneten: Vertreten Sie denn Massen?)

Sie verlangen in einem Passus, daß bei nament¬
licher Abstimmung ein Viertel der Abgeordneten das
verlangen stellen muß. Auch das entspricht nicht dem
demokratischenPrinzip. Die namentliche Abstimmung
Wll doch eigentlich zum Ziel haben, die Masse darüber
aufzuklären, wie der einzelne von ihr gewählte Ver¬
treter sich hier in diesem Hause beuommen hat. Es
scheint hier Vertreter zu geben, die sich davor furchten,
Nch der Masse gegenüber, die sie gewählt hat. zu ver¬
antworten. (Zuruf des Abgeordneten l),>. Ley: Das
'st Ihnen sehr peinlich!) Wenn Sie wüßten, daß
Sie dem Willen derer, die Sie gewählt haben, Folge
leisten, sobrauchten SW lein Bedenken zu haben, auf
d"s Verlangen eines einzelnen Abgeordneten hm tue
namentliche Abstimmung anzuordnen. Dannt, daß
6'e dies nicht wollen, geben Sie uns wieder den Be¬
weis in die Hand, daß Sie selbst mit der Demokratie
"" Innern längst gebrochenhaben. (Zustimmung be,
°en Nationalsozialisten)

Jetzt komme ich noch auf einen Passus zurück,den
Sie neu hinzugefügt haben; ich möchte bloß sagen, daß
er überflüssig ist. Sie verlangen, daß jeder Abgeord¬
nete verpflichtet sein soll, fich am ersten Tage seiner
angeblichenTätigkeit zu meldem Das ist ganz unnötig,
das tun Sie alle schon Ihrer Diäten wogen. (Bmfall
und Händeklatschenbei den Nationalsozialisten.)

Vorsitzender U,-. Iarres: Meine Damen und
Herren! Ich bitte, sich doch an die Anregung des
Vorsitzendenzu halten, hier den Beifall nicht durch
Klatschen zum Ausdruck izu bringen. (Zuruf eines
nationalsozialistilschenAbgeordneten: In der Geschäfts,
ovdnung steht davon nichts.) Das ist ein Beschluß>de3
Aeltestenausschussesaus früherer Zeit, an den ich mich
zu halten habe. (Zuruf lies Abgeordneten Dr. Ley:
Dann ändern Sie die Gefchüftsondnungnoch einmal um!)

Die Besprechung ist geschlossen: die Abstimmung ist
eröffnet. Ich gedenke, die einzelnen Paragraphen in
folgender Weise aufzurufen: Soweit Abänderungs-
anträge des Ausschussesvorliegen, werde ich Sie zur
Abstimmung bringen, nachdem die Abänderungs-
anträge zu diesen Anträgen des Ausschusses erledigt
sind, in, übrigen aber die aus dem Ausschuß
entstandenen selbständigen Nbänderungsanträge be¬
sonders zur Abstimmung bringen.

Wir kommen zunächst zu dem Antrage der
kommunistilschen Fraktion, den Absatz 1 des § 5 dahin
zu ändern, daß an die Stelle der Zahl 15 die Zahl 21
gesetzt wird. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich,
sich zu erheben. — Das ist nicht die Mehrheit. Der
Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen zu dem Antrag des Ausschusses,den
§ 6 der Geschäftsordnung so zu ändern, wie es in der
Druckschrift auf der rechten Seite niedergelegt ist.
Dazu liegen keine Abänderungsanträge vor. Wer für
diesen Antrag des Ausschussesist, den bitte ich, sich zu
erheben.— Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen zum § 7. Auch hier liegt nur ein
Antrag des Ausschussesvor. Wer für diesen Antrag
gemäß Drucksache ist, den bitte ich, sich zu erheben. —
Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen, (Zuruf
eines kommunistischen Abgeordneten: Aufstehen! Hin¬
legen!)

Zum s 6 liegt ein Antrag der kommunistischen
Fraktion vor, der dahin geht, die Sätze 2 und 3 dieses
Paragraphen zu streichen. Wer für diesen Antrag ist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist nicht die
Mehrheit. Der Antrag der kommunistischenFraktion
ist abgelehnt.

Wir kommen zum § 9. Hierzu liegt ebenfalls ein
Antrag der kommunistischen Fraktion vor, in Absatz 3
die Zahl 15 durch die Zahl 21 zu ersetzen. Wer für
diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu erheben, —
Das ist nicht die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.
(Zuruf eines nationalsozialistischenAbgeordneten: Die
Mehrheit der Qualität! Heiterkeit.)
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Wir kommen zu dem Antrage des Ausschusses,den
8 11 durch einen neuen Absatz 2 gemäß Drucksache zu
ändern. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich
zu erheben. — Das ist so beschlossen.

Sodann ist zu beschließen über den Antrag des
Ausschusses,auch den Absatz 3 des § 11 in der vom
Ausschuß vorgeschlagenenFassung zu genehmigen. Wer
für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu erheben. -^
Es ist so beschlossen.

Bei § 12 soll der Absatz 1 nach dem Antrage
oes Ausschusses geändert werden. Wer für diesen
Aenderungsantrag ist, den bitte ich, sich zu erheben. ^-
Das ist so beschlossen. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Leh: Wir sind konservativ, wir stehen nicht auf!)

Dann liegt ein Antrag der sozialdemotratischen
Fraktion vor, in Absatz 2 das Wort „Antrages" durch
das Wort „Urantrages" zu ersetzen. Da ich keinen
Widerspruch höre, darf ich annehmen, daß dieser
formale Antrag angenommen ist. (Zuruf des Abgeord¬
neten Ui-. Leh: Ja, wir wollen es einmal durchgehen
lassen!)

Ferner liegt ein Antrag der S. P. D. vor, im § 12
den Absatz 3 zu streichen. Wer für diesen Antrag ist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist nicht die
Mehrheit.

Dann bitte ich diejenigen, die dafür sind, daß der
§ 12 nach Ersetzung des Wortes „Antrages" durch das
Wort „Urantrages" nunmehr in der Fassung des
Ausschussesbeschlossen werden soll, sich zu erheben, -^
Es ist so beschlossen.

Wir kommen nun zu dem § 13. Hier liegt ein
Antrag der K. P. D. vor, den Absatz 4 zu streichen.
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Das ist nicht die Mehrheit, Der Antrag
ist abgelehnt.

Es kommt dann der Antrag des Ausschusseszum
8 13. Ich bitte diejenigen, die für die Fassung des
Ausschussessind, wie sie sich aus der Druclsacheergibt,
sich zu erheben. - - Das ist die Mehrheit. Der Antrag
des Ausschussesist angenommen.

Zu dem ß 1-1 liegt ein Antrag der kommunistischen
Fraktion vor, in dem Absatz 2 den Satz 2 zu streichen.
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Das ist nicht die Mehrheit. Der Antrag
ist abgelehnt.

Zu dem ß 16 liegt ein Antrag der kommunistischen
Fraktion vor, den Absatz 3 zu streichen. Wer für
diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu erheben. - Das
ist nicht die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.

In dem 8 17 liegt ein Antrag der S. P. D. vor —
meine Herrschaften, wollen Sie einmal zuhören; es
macht keinen Spaß, diese Sache zu machen — den
Absah > Satz 2 zu streichen. (Zuruf des Abgeordneten
Gberle: Der Ausschuß hat doch auch diese Streichung
beschlossen!) Ja, der Ausschuß hat das auch beschlossen.

Also der Ausschußantrag lautet auf Annahme des
sozialdemotratischen Antrages auf Streichung des
Absatzes 1 Satz 2 des 8 17. Wer für diesen Antrag ist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.
Ls ist so beschlossen. (Zuruf eines nationalsoziaUstischcn
Abgeordneten: Nie große Koalition!)

Zum 8 U! liegt ein Zusatzantrag der K. P. D. vor.
Wer für diesen Zusatzantrag ist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Das ist nicht die Mehrheit. Der Antrag
ist abgelehnt.

Der Ausschußantrag zum 8 19 geht dahin, einen
neuen Absatz 3 einzufügen. Wer für diesen Antrag ist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit,
(Pfui-Rufe des Abgeordneten Ur. Üey.)

Zum 8 23 liegt ein Antrag des Ausschusses,sowie
ein Abänderungsantrag der K. P. D. vor, dahingehend,
den letzten Satzteil, d, h. die Worte „in beiden Fällen
ist sie ihm vorher schriftlich vorzulegen" zu streichen.
Ich lasse über diesen Abänocrungsnntrag der K. P, D-
zunächst abstimmen und bitte diejenigen, die für diesen
Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist nicht die
Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte dann diejenigen, die für die Fassung des
8 23 nach dem Vorschlage des Ausschussessind, wie er
sich aus der Drucksache ergibt, sich zu erheben. — Das
ist die Mehrheit. Gs ist so beschlossen.

Wir kommenzum 8 26. Hier liegt ein Antrag der
sozialdcmukratischen Fraktion vor, statt „Werktag"
„Sihungstag" zu sagen. Der Ausschutz ist diesem
Antrage beigetreten. Da sich kein Widerspruch erhebt,
nehme ich an, daß Sie sich diesem formalen Antrage
des Ausschussesanschließen.— Es ist so beschlossen.

Zum 8 27 liegt ein Antrag des Ausschussesvor,
einen Zusatz als dritten Absatz dem Paragraphen
anzufügen. Wer für diesen Antrag des Ausschusses ist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Es ist so beschlossen.

Wir kommen zum ß 28. (ZurNf eines nationalsozia¬
listischen Abgeordneten: Zuchthausparagraph!) Hier
liegen ein Ausschußantrag und mehrere Äbiindcrungs-
antrnge der Nationalsozialistischen Arbeiterpartei und
der S, P. D, vor. Der weibestgehende Antrag ist der der
NationalsozialistischenArbeiterpartei, den 8 28 ganz ,',n
streichen. Sollte dieser Antrag abgelehnt werden, s"
würde der weitestgehendeAntrag derselben Fraktion
der sein, daß ein Ausschluß erst nach einem dreimaligen
Ordnungsruf und vorheriger Verwarnung erfolgen
kann. Ich lasse über diese Anträge zunächst abstimmen
und bitte diejenigen, die für die Streichung des ganzen
8 28 sind, sich zu erheben. — Das ist nicht die Mehrheit.
Der Antrug ist abgelehnt. (Zurus eines nationalsozia¬
listischen Abgeordneten: Wo bleibt die Demokratie?)

Ich bitte dann über den Eventualantrag derselben
Fraktion, wie ich ihn eben angedeutet habe -"
dreimaliger Ordnungsruf und vorherige Verwarnung
- abzustimmen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte
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ich, sich zu erheben. — Das ist nicht die Mehrheit. Der
Antrag ist abgelehnt.

Dann kommen vier Abänderungsanträge der SPD.,
denen der Ausschuß sich mit Aenderungen an¬
geschlossen hat. Selbständig muß ich aber über
folgenden Antrag der SPD, falls er aufrecht
erhalten werden füllte, (Abgeordneter Haas: Jawohl!)
abstimmen lassen, in Absah 2 die Worte „acht
Sitzungstage" durch „drei Sitzungstage" zu ersetzen.
Ich lasse über diesen Antrag zunächst abstimmen und
bitte diejenigen, die dafür sind, daß im § 28, Absatz 2,
statt acht Sitzungstage drei Sitzungstage gesetzt
werden, sich zu erheben. — Das ist nicht die Mehrheit.
Der Antrag ist abgelehnt.

Dann liegen nur noch die Antrage des Ausschusses
vor, welche die Antrage der sozialdemotratischen
Fraktion mit einer Abänderung aufgenommen haben.

Nach den Anträgen des Ausschussesheißt es im
Absatz 2: 3 Sitzungstage, in dem Absatz 3: „Bis zu
sechs Sitzungstagen mit der Maßgabe, daß die Aus¬
wirkung in der neuen Sitzungsperiode nur auf drei
Tage geht". Dann ist der Aeltestenrat im Falle
«es Absatzes 2 und 3 des § 28 eingeschaltet und im
übrigen wegen der Erhebung des Einspruchs an den
Vrovinziallnndtng die Fassung des Antrages der
suzialdcmotratischenFraktion von dem Ausschuß an¬
genommenworden.

Abgeordneter Haas: Ich würde doch vorschlagen,
daß Sie zuerst darüber abstimmen lassen, daß anstatt
der acht Tage nunmehr sechs Tage gesetzt werden sollen,
und dann über die anderen Aenderungen.

Vorsitzender I)r. Iarres: Ja, ich werde so
abstimmen lassen. Wer in dem s 28 in Absatz 2 sechs
Sitzungstage gesetzt haben will, den bitte ich, sich zu
erheben. — Das ist die Mehrheit. Ferner bitte ich,
sich zu erheben, wer in dem Absah 3 im dritten Sahe
die Fassung haben will, „bis zu sechs Sitzungstagen,
'edoch nur in der Weise, daß drei Tage von der neuen
Sitzungsperiode in Frage kommen." — Das ist die
Mehrheit. (Widerspruch rechts. Zuruf: Auszählen!)

Wir kommendann zu dem Ausschußantrag, in dem
Falle des 8 28, Absah 2 und 3 den Aeltestenrat
"»zuschalten und die Fassung der sozialdemokratischen
Fraktion bezüglich des Ginspruchs an den Provinzml-
»ndtag anzunehmen. Ich alaube, wir brauchen hier

l«ne getrennte Abstimmung; sie Wird auch incht
beantragt. Ich bitte diejenigen, die in diesen beiden
Fällen für die Antrage des Ausschussessind, sich zu
erheben. - Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommenzum 8 29. Hier liegt nur ein Antrag
des Ausschussesvor Ich bitte diejenigen, welchesich
°°für nussprechen wollen, sich zu erheben. - Das ,st
°'° Mehrheit. Es ist so beschlossen.
^ Der nächste Paragraph ist der § 32, wozu em
""trag der sozialdemokratischenFraktion formaler Art

vorliegt. Es soll hier heißen: „Er gilt als abgelehnt,
wenn der Sitzungsvorstand über das Ergebnis
der Abstimmung zweifelhaft ist". Der Ausschuß hat
diesen Antrag aufgenommen. Ich höre auch keinen
Widerspruch. Ich stelle fest, daß Sie mit dieser
formalen Aenderung einverstanden sind.

Zu dem § 39 liegt zunächst ein Antrag des
Ausschusses vor, ferner ein Antrag der KPD, den
Absatz 5 zu streichen. Ich lasse über den Antrag der
KPD. zunächst abstimmen und bitte diejenigen, die für
diesen Antrag sind, sich zu erhebcu. Der Antrag ist
abgelehnt.

Der Antrag des Ausschussesist jetzt gegenüber der
ursprünglichen Fassung dahin abgeändert, daß nament¬
liche Abstimmung von 25 der anwesenden Abgeord¬
neten verlangt werden kann. Ich bitte diejenigen, die
für diesen Abänderungsantrag des Ausschussessind,
sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so
beschlossen.

Wir kommen zum § 43. Hier liegt nur ein Antrag
des Ausschusses vor, den letzten Sah des Absahes 2 zu
ändern. Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des
Ausschusses sind, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen zum § 5i. Hier liegt ein Antrag des
Ausschusses vor sowie ein Abänderungsantrag der
KPD. Ich lasse über den Antrag der kommunistischen
Fraktion abstimmen, und bitte diejenigen, die für
diesen Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist die
Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte dann diejenigen, die für den Vorschlag
des Ausschussessind, wie er sich aus der Drucksachr
ergibt, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist
so beschlossen.

Dann liegt noch ein Antrag der kommunistischen
Fraktion zu einzelnen Paragraphen vor, den Sie in
der DrucksacheNr. 57 finden. Wird getrennte Ab¬
stimmung zu den einzelnen Punkten gewünscht? Das
ist nicht der Fall. Dann bitte ich diejenigen, die
für den Antrag der kommunistischen Fraktion auf
Drucksache 57 sind, sich zu erheben. — Das ist nicht die
Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Damit ist die Geschäftsordnung erledigt. Sie tritt
von diesem Augeublickau in Kraft.

Zu der Aenderung der Provinzialkommissionen
Wollen die Fraktionen noch Stellung nehmen. Es
wiirde, falls ein Antrag aufrecht erhalten oder
besonders gestellt wird, in der Donnerstag- oder
Freitagsihung darüber beschlossen werden.

Es sind noch folgende Anträge eingelaufen:
Von der KPD,, für diejenigen Arbeiter und Ange¬

stellten, deren Monatseinkommen LNO RM. nicht über¬
steigt, die siebenstüudigeArbeitszeit bei vollem Lohn¬
ausgleich einzuführen; ein Antrag derselben Fraktion,
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